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Stadt Bad Salzuflen 
 
65 Öffentliche Zustellung eines Haftungsbeschei-

des 
 
Der Haftungsbescheid vom 03.02.2015, Kassenzeichen 
1046425.00015, an 
Herrn Osman Asanov, geb. 25.10.1975, letzter bekannter 
Aufenthaltsort:  
Rotenhäuser Straße 12, 21109 Hamburg 
 
wird hiermit gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes 
(LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) – in der 
zurzeit geltenden Fassung – öffentlich zugestellt.  
Wegen des unbekannten Aufenthaltes der vorgenannten 
Person ist die Zustellung des Bescheides nicht möglich. Es 
ist daher die öffentliche Zustellung gemäß § 10 LZG NRW 
durchzuführen.  
Der Haftungsbescheid kann bei der Stadt Bad Salzuflen, 
Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad Salzuflen, Zimmer 
2.16, vom Betroffenen gegen Vorlage des Personalauswei-
ses abgeholt oder eingesehen werden.  
 
Der Haftungbescheid gilt zwei Wochen nach Veröffentli-
chung im Kreisblatt Lippe als zugestellt.  
 
Bad Salzuflen, den 03.02.2015 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag  
 
 
gez. Plöger 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
 
 
 
66 Öffentliche Zustellung eines Haftungsbeschei-

des 
 
Der Haftungsbescheid vom 03.02.2015, Kassenzeichen 
1046425.00015, an 
Herrn Mehmet Eresin, geb. 25.07.1961 in Kayseri Türkei, 
letzter bekannter Aufenthaltsort:  
Bünder Straße 37, 32130 Enger 
 
wird hiermit gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes 
(LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) – in der 
zurzeit geltenden Fassung – öffentlich zugestellt.  
Wegen des unbekannten Aufenthaltes der vorgenannten 
Person ist die Zustellung des Bescheides nicht möglich. Es 
ist daher die öffentliche Zustellung gemäß § 10 LZG NRW 
durchzuführen.  
Der Haftungsbescheid kann bei der Stadt Bad Salzuflen, 
Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad Salzuflen, Zimmer 
2.16, vom Betroffenen gegen Vorlage des Personalauswei-
ses abgeholt oder eingesehen werden.  
 
Der Haftungbescheid gilt zwei Wochen nach Veröffentli-
chung im Kreisblatt Lippe als zugestellt.  
 
Bad Salzuflen, den 03.02.2015 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
 
 
gez. Plöger 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 

 
67 Widmung einer öffentlichen Straße 
 
Die Straße „Pieperweg“, Gemarkung Lockhausen, Flur 4, 
Flurstücke 130 und 1369, ist ausgebaut. 
 
Die vorgenannte Straße erhält die Eigenschaft einer Ge-
meindestraße und wird hiermit gem. den §§ 2, 3 und 6 des 
Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen (StrWG NRW), in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. September 1995 (GV.NRW. S. 1028), zu-
letzt geändert durch Art. 3 ÄndG v. 20. Mai 2014 
(GV.NRW. S. 294), in der z. Z. gültigen Fassung, für den 
öffentlichen Verkehr gewidmet. 
 
Die Widmung erstreckt sich auf den im anliegenden Plan 
schraffierten Bereich. 
 
Baulastträger dieser Straße ist die Stadt Bad Salzuflen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Minden, Kö-
nigswall 8, 32423 Minden, erhoben werden. Die Klage 
kann schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form, nach Maßga-
be der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr 
– ERVVO VG/FG – vom 07.11.2012 (GV.NRW. Seite 548), 
eingereicht werden. 
 
Bad Salzuflen, 04. Februar 2015 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
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68 Öffentliche Bekanntmachung des Gesamtab-

schlusses der Stadt Bad Salzuflen zum 
31.12.2010 

 
I. Gesamtabschluss 2010 der Stadt Bad Salzuflen und 

Entlastung des Bürgermeisters 
 
Aufgrund des § 116 Abs.1 in Verbindung mit § 96 Abs. 1 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der derzeit gültigen Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) hat der Rat 
der Stadt Bad Salzuflen am 10.12.2014 den vom Rech-
nungsprüfungsausschuss unter Zuhilfenahme der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Dr. Röhricht - Dr. Schillen ge-
prüften und mit einem uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk versehenen Gesamtabschluss 2010 durch Be-
schluss bestätigt und dem  Bürgermeister uneingeschränkt 
Entlastung erteilt.  
 
Die wesentlichen Ergebnisse der Gesamtbilanz sowie der 
Gesamtergebnisrechnung zum 31.12.2010 sind nachste-
hend abgedruckt: 
 
Gesamtbilanzstruktur zum 31.12.2010

Aktiva EuroPassiva Euro

Eigenkapital 125.169.151,25

Anlagevermögen 488.070.414,33Sonderposten 150.253.145,05

Rückstellungen 82.854.292,02

Umlaufvermögen 40.546.372,80Verbindlichkeiten 166.182.347,18

Rechnungs-
abgrenzungsposten 2.447.345,31

Rechnungs-
abgrenzungsposten 6.605.196,94

Bilanzsumme 531.064.132,44Bilanzsumme 531.064.132,44

 

Abschluss Gesamtergebnisrechnung zum 31.12.2010

Ordentliche Gesamterträge 168.350.677,54 €

Ordentliche Gesamtaufwendungen 182.492.333,02 €

Ordentliches Gesamtergebnis -14.141.655,48 €

Finanzerträge 1.378.220,71 €

Finanzaufwendungen 6.955.842,95 €

Gesamtfinanzergebnis -5.577.622,24 €

Gesamtergebnis der lfd. Geschäftstätigkeit -19.719.277,72 €

Außerordentliche Erträge 0,00 €

Außerordentliche Aufwendungen 261.947,00 €

Außerordentliches Gesamtergebnis -261.947,00 €

Gesamtjahresergebnis -19.981.224,72 €
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
II. Bekanntmachung 
Der Gesamtabschluss 2010 der Stadt Bad Salzuflen wird 
hiermit gem. § 116 Abs. 1 GO NRW i.V.m. § 96 Abs. 2 GO 
NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
III. Erfüllung der Anzeigepflicht 
Der Gesamtabschluss 2010 der Stadt Bad Salzuflen ist 
gemäß § 116 Abs. 1 GO NRW i.V.m. § 96 Abs. 2 GO NRW 
dem Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche Ver-
waltungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 
06.01.2015 angezeigt worden. 
 
IV. Möglichkeit der Einsichtnahme 
Der Gesamtabschluss 2010 der Stadt Bad Salzuflen mit 
allen Anlagen liegt gem. § 116 Abs. 1 GO NRW i.V.m. § 96 
Abs. 2 GO NRW ab sofort bis zur Bestätigung des Ge-
samtabschlusses 2011 zur Einsichtnahme im Fachdienst 
20 Kämmerei der Stadt Bad Salzuflen, Rathaus, Rudolph-
Brandes-Allee 19, 32105 Bad Salzuflen während der Öff-
nungszeiten aus. 
Dem Gesamtabschluss ist der Beteiligungsbericht der 
Stadt Bad Salzuflen zum 31.12.2010 beigefügt; dieser liegt 
ebenfalls zur Einsichtnahme gem. § 117 GO NRW im 
Fachdienst 20 Kämmerei der Stadt Bad Salzuflen, Rat-
haus, Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad Salzuflen 
während der Öffnungszeiten aus. 
 
Bad Salzuflen, den  05.02.2015  
 
 
Dr. Honsdorf 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
 
 
 
69 Jahresabschluss der Staatsbad Salzuflen 

GmbH für das Geschäftsjahr 2013 
 
Die Gesellschafterversammlung der Staatsbad Salzuflen 
GmbH hat am 01.10.2014 den Jahresabschluss zum 
31.12.2013 festgestellt. 
 
Ein Jahresüberschuss/-fehlbetrag ist aufgrund eines Er-
gebnisabführungsvertrages mit der Wirtschaftsbetriebe Bad 
Salzuflen GmbH nicht entstanden. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts beauftragte Wirtschaftsprüfungs-gesellschaft Dr. 
Röhricht – Dr. Schillen hat am 13.05.2014 folgenden un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Staats-
bad Salzuflen GmbH, Bad Salzuflen für das Geschäftsjahr 
vom 01. Januar bis 31. Dezember 2013 geprüft. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und La-
gebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beur-
teilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 
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Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die 
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-
kannt werden.  
 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im 
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der 
Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Den vorstehenden Bericht erstatten wir in Übereinstim-
mung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprü-
fungen (IDW PS 450). 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit  
 

vom 02 bis einschließlich 13.03.2015 
 
im Kurgastzentrum Bad Salzuflen, 1. OG, Raum 35, 
Parkstrasse 20 in 32105 Bad Salzuflen 
zur Einsichtnahme während der Dienststunden (Montag bis 
Donnerstag 8.30 -16.00 Uhr, Freitag 8.30 - 12.00 Uhr) aus. 
 
Bad Salzuflen, den 13.02.2015 
 
gez. 
 
 
Stefan Krieger 
Kurdirektor 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
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Stadt Barntrup 
 
70 Abwasserbeseitigungssatzung (Entwässe-

rungssatzung) der Stadt Barntrup vom 
05.02.2015 

 
Aufgrund der  
− §§ 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
14.7.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 
(GV NRW S. 878) 

− der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bun-
des (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.7.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff., zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 07.08.2013 – BGBl. I. S. 3154),  

− des § 53 Abs. 1 e Satz 1 LWG NRW in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GV NRW 1995, S. 
926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.03.2013 
(GV NRW 2013, S. 133) sowie  

− der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO 
Abw – GV NRW 2013, S. 602 ff. – im Satzungstext be-
zeichnet als SüwVO Abw NRW 2013) 

 
hat der Rat der Stadt Barntrup am 03.02.2015 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
§ 1 Allgemeines 
 
(1) Die Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt umfasst un-
ter anderem das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einlei-
ten, Versickern, Verregnen und Verrieseln des im Stadtge-
biet anfallenden Abwassers sowie das Entwässern und 
Entsorgen des Klärschlamms. Zur Abwasserbeseitigungs-
pflicht gehören nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis Nr. 7 
LWG NRW insbesondere 
 
1. die Planung der abwassertechnischen Erschließung von 
Grundstücken, deren Bebaubarkeit nach Maßgabe des 
Baugesetzbuches durch einen Bebauungsplan, einen Vor-
haben- und Erschließungsplan oder eine Klarstellungs-, 
Entwicklungs-, und Ergänzungssatzung begründet worden 
ist, 
 
2. das Sammeln und das Fortleiten des auf den Grundstü-
cken des Stadtgebietes anfallenden Abwassers sowie die 
Aufstellung und Fortschreibung von Plänen nach § 58 Abs. 
1 LWG NRW 
 
3. das Behandeln und die Einleitung des nach Nummer 2 
übernommenen Abwassers sowie die Aufbereitung des 
durch die Abwasserbeseitigung anfallenden Klärschlamms 
für seine ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung, 
 
4. die Errichtung und der Betrieb sowie die Erweiterung 
oder die Anpassung der für die Abwasserbeseitigung nach 
den Nummern 2 und 3 notwendigen Anlagen an die Anfor-
derungen des §§ 54ff. WHG und des § 57 LWG NRW, 
 
5. das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranlagen 
anfallenden Schlamms und dessen Aufbereitung für eine 
ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung (§ 54 Abs. 
2 Satz 2 WHG); hierfür gilt die gesonderte Satzung der 
Stadt über die Entsorgung des Inhaltes von Grundstück-
sentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose 
Gruben)  
 

 
6. die Überwachung von Abwasserbehandlungsanlagen im 
Falle des § 53 Abs. 4 LWG NRW 
 
7. die Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzeptes nach 
Maßgabe des § 53 Abs. 1 a und b LWG NRW 
 
(2) Die Stadt stellt zum Zweck der Abwasserbeseitigung in 
ihrem Gebiet und zum Zweck der Verwertung oder Beseiti-
gung der bei der städtischen Abwasserbeseitigung anfal-
lenden Rückstände die erforderlichen dezentralen und 
zentralen Anlagen als öffentliche Einrichtung zur Verfügung 
(öffentliche Abwasseranlagen). Zur öffentlichen Abwasser-
anlage gehören auch dezentrale öffentliche Versickerungs-
anlagen für Niederschlagswasser sowie Auf- bzw. Ablei-
tungsgräben wie z.B. Straßen- bzw. Wegeseitengräben, 
die zum Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage ge-
widmet worden sind. Die öffentlichen, dezentralen und 
zentralen Abwasseranlagen bilden eine rechtliche und wirt-
schaftliche Einheit.  
 
(3) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlage 
sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Erweiterung, Erneu-
erung, Änderung, Sanierung oder Beseitigung bestimmt die 
Stadt im Rahmen der ihr obliegenden Abwasserbeseiti-
gungspflicht. 
 
§ 2 Begriffsbestimmungen 
 
Im Sinne dieser Satzung bedeuten: 
 
1. Abwasser: 
Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser im 
Sinne des § 54  
Abs. 1 WHG. 
 
2. Schmutzwasser: 
Schmutzwasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG das 
durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder 
sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 
und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende 
Wasser. Als Schmutzwasser gelten nach § 54 Abs. 1 Satz 
2 WHG auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und 
Ablagern von Abfällen austretenden und gesammelten 
Flüssigkeiten. 
 
3. Niederschlagswasser: 
Niederschlagswasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
WHG das von Niederschlägen aus dem Bereich von be-
bauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende 
Wasser. 
 
4. Mischsystem: 
Im Mischsystem werden Schmutz- und Niederschlagswas-
ser gemeinsam gesammelt und fortgeleitet. 
 
5. Trennsystem: 
Im Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlagswas-
ser getrennt gesammelt und fortgeleitet. 
 
6. Öffentliche Abwasseranlage: 
 
a) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören alle von der 
Stadt selbst oder in ihrem Auftrag betriebenen Anlagen, die 
dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln und Einleiten von 
Abwasser sowie der Verwertung oder Beseitigung der bei 
der städtischen Abwasserbeseitigung anfallenden Rück-
stände dienen. 
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b) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören ferner die An-
schlussstutzen, nicht aber die Grundstücks- und Hausan-
schlussleitungen. 
 
c) In den Gebieten, in denen die Abwasserbeseitigung 
durch ein Druckentwässerungsnetz erfolgt und sich Teile 
eines solchen Netzes auf den Privatgrundstücken befinden, 
gehören die Hausanschlussleitungen einschließlich der 
Druckstationen nicht zur öffentlichen Abwasseranlage. 
 
d) Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage im Sinne dieser 
Satzung gehören Kleinkläranlagen und abflusslose Gru-
ben, die in der Satzung der Stadt Barntrup über die Entsor-
gung von Grundstückentwässerungsanlagen geregelt ist.  
 
7. Anschlussleitungen: 
Unter Anschlussleitungen im Sinne dieser Satzung werden 
Grundstücksanschlussleitungen und Hausanschlussleitun-
gen verstanden. 
 
a) Grundstücksanschlussleitungen sind die Leitungen vom 
Anschlussstutzen der öffentlichen Sammelleitung bis zur 
Grenze des jeweils anzuschließenden Grundstücks. 
 
b) Hausanschlussleitungen sind die Leitungen von der pri-
vaten Grundstücksgrenze bis zu dem Gebäude oder dem 
Ort auf dem Grundstück, wo das Abwasser anfällt. Zu den 
Hausanschlussleitungen gehören auch Leitungen unter der 
Bodenplatte des Gebäudes auf dem Grundstück, in dem 
Abwasser anfällt sowie Schächte und Inspektionsöffnun-
gen. Bei Druckentwässerungsnetzen ist die Druckstation 
(inklusive Druckpumpe) auf dem privaten Grundstück Be-
standteil der Hausanschlussleitung. 
 
8. Haustechnische Abwasseranlagen: 
Haustechnische Abwasseranlagen sind die Einrichtungen 
innerhalb und an zu entwässernden  Gebäuden, die der 
Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, Rückhaltung und Ab-
leitung des Abwassers auf dem Grundstück dienen (z.B. 
Abwasserrohre im Gebäude, Dachrinnen, Hebeanlage). 
Sie gehören nicht zur öffentlichen Abwasseranlage. 
 
9. Druckentwässerungsnetz: 
Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängende Lei-
tungsnetze, in denen der Transport von Abwasser einer 
Mehrzahl von Grundstücken durch von Pumpen erzeugten 
Druck erfolgt. Die Druckpumpen und Pumpenschächte sind 
regelmäßig technisch notwendige Bestandteile des jeweili-
gen Gesamtnetzes, sie sind jedoch Bestandteil der Haus-
anschlussleitung, die nicht zur öffentlichen Abwasseranla-
ge gehört. 
 
10. Abscheider: 
Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerflüs-
sigkeitsabscheider, Stärkeabscheider und ähnliche Vorrich-
tungen, die das Eindringen schädlicher Stoffe in die öffent-
liche Abwasseranlage durch Abscheiden aus dem Abwas-
ser verhindern. 
 
11. Anschlussnehmer: 
Anschlussnehmer ist der Eigentümer eines Grundstücks, 
das an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist. 
§ 20 Absatz 1 gilt entsprechend. 
 
12. Indirekteinleiter: 
Indirekteinleiter ist derjenige Anschlussnehmer, der Ab-
wasser in die öffentliche Abwasseranlage einleitet oder 
sonst hineingelangen lässt (vgl. § 58 WHG). 

 
13. Grundstück: 
Grundstück ist unabhängig von der Eintragung im Grund-
buch jeder zusammenhängende Grundbesitz, der eine 
selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. Befinden sich 
auf einem Grundstück mehrere bauliche Anlagen, so kann 
die Gemeinde für jede dieser Anlagen die Anwendung der 
für Grundstücke maßgeblichen Vorschriften dieser Satzung 
verlangen. 
 
§ 3 Anschlussrecht 
 
Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt liegenden 
Grundstücks ist vorbehaltlich der Einschränkungen in die-
ser Satzung berechtigt, von der Stadt den Anschluss sei-
nes Grundstücks an die bestehende öffentliche Abwasser-
anlage zu verlangen (Anschlussrecht). 
 
§ 4 Begrenzung des Anschlussrechts 
 
(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche 
Grundstücke, die an eine betriebsfertige und aufnahmefä-
hige öffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden 
können. Dazu muss die öffentliche Abwasserleitung in un-
mittelbarer Nähe des Grundstücks oder auf dem Grund-
stück verlaufen. Eine öffentliche Abwasserleitung verläuft 
auch dann in unmittelbarer Nähe des Grundstücks, wenn 
über einen öffentlichen oder privaten Weg  ein unmittelba-
rer Zugang zu einer Straße besteht, in welcher ein öffentli-
cher Kanal verlegt ist. Die Stadt kann den Anschluss auch 
in anderen Fällen zulassen, wenn hierdurch das öffentliche 
Wohl nicht beeinträchtigt wird. 
 
(2) Die Stadt kann den Anschluss versagen, wenn die Vo-
raussetzungen des § 53  Abs. 4 Satz 1 LWG NRW zur 
Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht auf Antrag 
der Stadt auf den privaten Grundstückseigentümer durch 
die untere Wasserbehörde erfüllt sind. Dieses gilt nicht, 
wenn sich der Grundstückseigentümer bereit erklärt, die 
mit dem Anschluss verbundenen Mehraufwendungen zu 
tragen. 
 
(3) Der Anschluss ist ausgeschlossen, soweit die Stadt von 
der Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist.  
 
§ 5 Anschlussrecht für Niederschlagswasser 
 
(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich grundsätzlich auch 
auf das Niederschlagswasser. 
 
(2) Dieses gilt jedoch nicht für Niederschlagswasser von 
Grundstücken, bei denen die Pflicht zur Beseitigung des 
Niederschlagswassers gemäß § 53 Absatz 3 a Satz 1 LWG 
dem Eigentümer des Grundstücks obliegt. 
 
(3) Darüber hinaus ist der Anschluss des Niederschlags-
wassers nicht ausgeschlossen, wenn die Stadt von der 
Möglichkeit des § 53 Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW Gebrauch 
macht. 
 
§ 6 Benutzungsrecht 
 
Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlussleitung 
hat der Anschlussnehmer vorbehaltlich der Einschränkun-
gen in dieser Satzung und unter Beachtung der techni-
schen Bestimmungen für den Bau und den Betrieb der 
haustechnischen Abwasseranlagen das Recht, das auf 
seinem Grundstück anfallende Abwasser in die öffentliche 
Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungsrecht). 
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§ 7 Begrenzung des Benutzungsrechts 
 
(1) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen solche Stoffe 
und Abwässer nicht eingeleitet werden, die aufgrund ihrer 
Inhaltsstoffe 
 
1. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder 
 
2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige Per-
sonal gefährden oder gesundheitlich beeinträchtigen oder 
 
3. die Abwasseranlage in ihrem Bestand angreifen oder 
ihre Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung gefährden, er-
schweren oder behindern oder 
4. den Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich er-
schweren oder verteuern oder 
 
5. die Klärschlammbehandlung, -beseitigung oder -
verwertung beeinträchtigen oder verteuern oder 
 
6. die Abwasserreinigungsprozesse in der Abwasserbe-
handlungsanlage so erheblich stören, dass dadurch die An-
forderungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis 
nicht eingehalten werden können. 
 
(2) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen insbesondere 
nicht eingeleitet werden: 
 
1. feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu Abla-
gerungen oder Verstopfungen in der Kanalisation führen 
können; 
 
2. Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonsti-
gen privaten Behandlungsanlagen;  
 
3. Abwässer und Schlämme aus Anlagen zur örtlichen Ab-
wasserbeseitigung, insbesondere aus Kleinkläranlagen, 
abflusslosen Gruben, Sickerschächten, Schlammfängen 
und gewerblichen Sammelbehältern, soweit sie nicht in ei-
ne für diesen Zweck vorgesehene städtische Einleitungs-
stelle eingeleitet werden; 
 
4. flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten können, sowie 
Stoffe, die nach Übersättigung im Abwasser in der Kanali-
sation ausgeschieden werden und zu Abflussbehinderun-
gen führen können; 
 
5. nicht neutralisierte Kondensate aus erd- und flüssiggas-
betriebenen Brennwertanlagen mit einer Nennwärmeleis-
tung von mehr als 100 KW 
 sowie nicht neutralisierte Kondensate aus sonstigen 
Brennwertanlagen: 
 
6. radioaktives Abwasser; 
 
7. Inhalte von Chemietoiletten; 
  
8. nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabteilungen 
von Krankenhäusern und medizinischen Instituten; 
 
9. flüssige Stoffe aus landwirtschaftlicher Tierhaltung wie 
Gülle und Jauche; 
 
10. Silagewasser; 
 
11. Grund-, Drainage- und Kühlwasser; 
 
12. Blut aus Schlachtungen; 

 
13. gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in schädli-
chen Konzentrationen freisetzen kann; 
 
14. feuergefährliche und explosionsfähige Stoffe sowie 
Abwasser, aus dem explosionsfähige Gas-Luft-Gemisch 
entstehen können; 
 
15. Emulsionen von Mineralölprodukten; 
 
16. Medikamente und pharmazeutische Produkte 
 
(3) Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn folgende 
Grenzwerte an der Übergabestelle zur öffentlichen Abwas-
seranlage nicht überschritten sind: 
siehe Anlage 1. 
Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit 
dem Ziel, diese Grenzwerte einzuhalten, darf nicht erfol-
gen.  
 
(4) Die Stadt kann im Einzelfall Schadstofffrachten, Volu-
menstrom und/oder Konzentration festlegen. Sie kann das 
Benutzungsrecht davon abhängig machen, dass auf dem 
Grundstück eine Vorbehandlung oder eine Rückhaltung 
und dosierte Einleitung des Abwassers erfolgt. 
 
(5) Eine Einleitung von Abwasser in die öffentliche Abwas-
seranlage auf anderen Wegen als über die Anschlusslei-
tung eines Grundstückes darf nur mit Einwilligung der Stadt 
erfolgen. 
 
(6) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage ist 
ausgeschlossen, soweit die Stadt von der Abwasserbesei-
tigungspflicht befreit ist. 
 
(7) Die Stadt kann auf Antrag befristete, jederzeit widerruf-
liche Befreiungen von den Anforderungen der Absätze 2 
bis 6 erteilen, wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtig-
te Härte für den Verpflichteten ergäbe und Gründe des öf-
fentlichen Wohls der Befreiung nicht entgegenstehen. Ins-
besondere kann die Stadt auf Antrag zulassen, dass 
Grund-, Drainage- und Kühlwasser der Abwasseranlage 
zugeführt wird. Der Indirekteinleiter hat seinem Antrag die 
von der Stadt verlangten Nachweise beizufügen. 
 
(8) Die Stadt kann die notwendigen Maßnahmen ergreifen, 
um 
 
1. das Einleiten oder Einbringen von Abwasser oder Stof-
fen zu verhindern, das unter Verletzung der Absätze 1 und 
2 erfolgt; 
 
2. das Einleiten von Abwasser zu verhindern, dass die 
Grenzwerte nach Absatz  
3 nicht einhält. 
 
§ 8 Abscheide- und sonstige Vorbehandlungsanlagen 
 
(1) Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, 
Diesel- Heiz- oder Schmieröl sowie fetthaltiges Abwasser 
ist vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage in 
entsprechende Abscheider einzuleiten und dort zu behan-
deln. Für fetthaltiges häusliches Abwasser gilt dieses je-
doch nur, wenn die Stadt im Einzelfall verlangt, dass auch 
dieses Abwasser in entsprechende Abscheider einzuleiten 
und dort zu behandeln ist.  
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(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann von 
der Stadt eine Vorbehandlung (Vorreinigung) auf dem 
Grundstück des Anschlussnehmers in einer von ihm zu er-
richtenden und zu betreibenden Abscheide- oder sonstigen 
Vorbehandlungsanlage angeordnet werden, wenn der Ver-
schmutzungsgrad des Niederschlagswassers für die Stadt 
eine Pflicht zur Vorbehandlung nach dem sog. Trenn-
Erlass vom 26.05.2004 (MinBl. NRW 2004, S. 583ff.) aus-
löst.  Die vorstehende Vorbehandlungspflicht gilt insbeson-
dere für Straßenbaulastträger, die das Straßenoberflä-
chenwasser in die öffentliche Abwasseranlage einleiten. 
 
(3) Stoffe aus Verarbeitungsbetrieben tierischer Nebenpro-
dukte und von Schlachtabwässern aus Schlachthöfen nach 
den Artikeln 8, 9 und 10 (Material der Kategorien 1, 2 und 
3) der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 müssen durch den 
Anschlussnehmer durch ein Feststoffrückhaltesystem mit 
einer maximalen Maschenweite von 2 mm geführt werden. 
 
(4) Die Abscheider- und sonstigen Vorbehandlungsanlagen 
und deren Betrieb müssen den einschlägigen technischen 
und rechtlichen Anforderungen entsprechen. Die Stadt 
kann darüber hinausgehende Anforderungen an den Bau, 
den Betrieb und die Unterhaltung der Abscheider stellen, 
sofern dies im Einzelfall zum Schutz der öffentlichen Ab-
wasseranlage erforderlich ist. 
 
(5) Das Abscheidegut oder die Stoffe, die bei der Vorbe-
handlung anfallen, sind in Übereinstimmung mit den abfall-
rechtlichen Vorschriften zu entsorgen und dürfen der öf-
fentlichen Abwasseranlage nicht zugeführt werden. 
 
§ 9 Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich der Ein-
schränkungen in dieser Satzung verpflichtet, sein Grund-
stück in Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 
53 Abs. 1 c LWG NRW an die öffentliche Abwasseranlage 
anzuschließen, sobald Abwasser auf dem Grundstück an-
fällt (Anschlusszwang). 
 
(2) Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einschrän-
kungen in dieser Satzung verpflichtet, das gesamte auf 
seinem Grundstück anfallende Abwasser (Schmutzwasser 
und Niederschlagswasser) in die öffentliche Abwasseran-
lage einzuleiten (Benutzungszwang), um seine Abwasser-
überlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG NRW zu erfül-
len. 
 
(3) Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht nicht, 
wenn die in § 51 Absatz 2 Satz 1 LWG NRW genannten 
Voraussetzungen für in landwirtschaftlichen Betrieben an-
fallendes Abwasser vorliegen. Das Vorliegen dieser Vo-
raussetzungen ist der Stadt nachzuweisen. 
 
(4) Unabhängig vom Vorliegen der in Absatz 3 erwähnten 
Voraussetzungen ist das häusliche Abwasser aus landwirt-
schaftlichen Betrieben an die öffentliche Abwasseranlage 
anzuschließen und dieser zuzuführen. 
 
(5) Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht auch für 
das Niederschlagswasser. Dieses gilt nicht in den Fällen 
des § 5 Absätze 2 und 3 dieser Satzung.  
 
(6) In den im Trennsystem entwässerten Bereichen sind 
das Schmutz- und das Niederschlagswasser den jeweils 
dafür bestimmten Anlagen zuzuführen. 
 

 
(7) Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstück vor der 
Benutzung der baulichen Anlage an die öffentliche Abwas-
seranlage angeschlossen sein. Ein Zustimmungsverfahren 
nach § 14 Absatz 1 ist durchzuführen. 
 
(8) Entsteht das Anschlussrecht erst nach der Errichtung 
einer baulichen Anlage, so ist das Grundstück innerhalb 
von drei Monaten anzuschließen, nachdem durch öffentli-
che Bekanntmachung oder Mitteilung an den Anschlussbe-
rechtigten angezeigt wurde, dass das Grundstück ange-
schlossen werden kann.  
 
§ 10 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 
für Schmutzwasser 
 
(1) Der Grundstückseigentümer kann auf Antrag vom An-
schluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser ganz 
oder teilweise befreit werden, wenn ein besonders begrün-
detes Interesse an einer anderweitigen Beseitigung oder 
Verwertung des Schmutzwassers besteht und - insbeson-
dere durch Vorlage einer wasserrechtlichen Erlaubnis - 
nachgewiesen werden kann, dass eine Beeinträchtigung 
des Wohls der Allgemeinheit nicht zu besorgen ist. 
 
(2) Ein besonders begründetes Interesse im Sinne des Ab-
satz 1 liegt nicht vor, wenn die anderweitige Beseitigung 
oder Verwertung des Schmutzwassers lediglich dazu die-
nen soll, Gebühren zu sparen. 
 
§ 11 Nutzung des Niederschlagswassers 
 
Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutzung des 
auf seinem Grundstück anfallenden Niederschlagswassers, 
so hat er dies der Stadt anzuzeigen. Die Stadt verzichtet in 
diesem Fall auf die Überlassung des verwendeten Nieder-
schlagswassers gemäß § 53 Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW, 
wenn die ordnungsgemäße Verwendung des Nieder-
schlagswassers auf dem Grundstück sichergestellt ist und 
ein Überlauf an den öffentlichen Kanal besteht, so dass ei-
ne Überschwemmung von Nachbar-Grundstücken durch 
Niederschlagswasser ausgeschlossen werden kann. Ein 
Verzicht auf die Abwasserüberlassung kommt nach § 53 
Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW nur bei solchen Grundstücken 
in Betracht, die bereits an die öffentliche Abwasserkanali-
sation angeschlossen sind. 
 
§ 12 Besondere Bestimmungen für Druckentwässe-
rungsnetze 
 
(1) Führt die Stadt aus technischen oder wirtschaftlichen 
Gründen die Entwässerung mittels eines Druckentwässe-
rungsnetzes durch, hat der Grundstückseigentümer auf 
seine Kosten auf seinem Grundstück einen Pum-
penschacht mit einer für die Entwässerung ausreichend 
bemessenen Druckpumpe sowie die dazugehörige Druck-
leitung bis zur Grundstücksgrenze herzustellen, zu betrei-
ben, zu unterhalten, instand zu halten und gegebenenfalls 
zu ändern und zu erneuern. Die Entscheidung über Art, 
Ausführung, Bemessung und Lage des Pumpenschachtes, 
der Druckpumpe und der dazugehörigen Druckleitung trifft 
die Stadt. 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, mit einem 
geeigneten Fachunternehmer einen Wartungsvertrag ab-
zuschließen, der eine Wartung der Druckpumpe entspre-
chend den Angaben des Herstellers sicherstellt. Der War-
tungsvertrag ist der Stadt bis zur Abnahme der Drucklei-
tung, des Pumpenschachtes und der Druckpumpe vorzule-
gen.  
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Für bereits bestehende Druckpumpen ist der Wartungsver-
trag innerhalb von 6 Monaten nach Inkrafttreten dieser Be-
stimmung vorzulegen.  
(3) Die Stadt kann den Nachweis der durchgeführten War-
tungsarbeiten verlangen. 
(4) Der Pumpenschacht muss jederzeit frei zugänglich und 
zu öffnen sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung des 
Pumpenschachtes ist unzulässig. 
 
§ 13 Ausführung von Anschlussleitungen 
 
(1) Jedes anzuschließende Grundstück ist unterirdisch mit 
einer eigenen Anschlussleitung und ohne technischen Zu-
sammenhang mit den Nachbargrundstücken an die öffent-
liche Abwasseranlage anzuschließen. In Gebieten mit 
Mischsystem ist für jedes Grundstück eine Anschlusslei-
tung, in Gebieten mit Trennsystem je eine Anschlussleitung 
für Schmutz- und für Niederschlagswasser herzustellen. 
Auf Antrag können mehrere Anschlussleitungen verlegt 
werden. Die Stadt kann den Nachweis über den ordnungs-
gemäßen Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage im 
Rahmen des Zustimmungsverfahrens nach § 14 dieser 
Satzung verlangen. 
 
(2) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehre-
re selbständige Grundstücke geteilt, so gilt Absatz 1 für je-
des der neu entstehenden Grundstücke. 
 
(3) Der Grundstückseigentümer hat sich gegen Rückstau 
von Abwasser aus dem öffentlichen Kanal zu schützen. 
Hierzu hat er Ablaufstellen unterhalb der Rückstauebene 
(in der Regel die Straßenoberkante) durch funktionstüchti-
ge Rückstausicherungen gemäß den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik einzubauen. Die Rückstausiche-
rung muss jederzeit zugänglich sein.  
 
(4) Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung auf einem 
privaten Grundstück hat der Grundstückseigentümer eine 
geeignete Inspektionsöffnung auf seinem Grundstück au-
ßerhalb des Gebäudes einzubauen. Bei bestehenden An-
schlussleitungen ist der Grundstückseigentümer zum nach-
träglichen Einbau der Inspektionsöffnung  verpflichtet, 
wenn er die Anschlussleitung erneuert oder verändert. In 
Ausnahmefällen kann auf Antrag des Grundstückseigen-
tümers von der Errichtung einer Inspektionsöffnung außer-
halb des Gebäudes abgesehen werden. Die Inspektions-
öffnung muss jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. 
Eine Überbauung oder Bepflanzung der Inspektionsöffnung 
ist unzulässig. 
 
(5) Die Anzahl, Führung, lichte Weite und technische Aus-
führung der Anschlussleitungen bis zur Inspektionsöffnung 
sowie die Lage und Ausführung der Inspektionsöffnung  
bestimmt die Stadt. 
 
6) Die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseiti-
gung sowie die laufende Unterhaltung einschließlich Reini-
gung, Zustandsuntersuchung und ggfls. Ausbesserung der 
Grundstücksanschlussleitung führt die Stadt selbst oder 
durch einen von ihr beauftragten Unternehmer aus. Die 
Stadt macht dabei die entstehenden Kosten über den Kos-
tenersatzanspruch nach § 10 KAG NRW gegenüber dem 
Grundstückseigentümer geltend. 
 
 
 
 
 

 
(7) Die Herstellung, Erneuerung und Veränderung sowie 
die laufende Unterhaltung der haustechnischen Abwasser-
anlagen sowie der Hausanschlussleitung auf dem anzu-
schließenden Grundstück führt der Grundstückseigentümer 
auf seine Kosten durch. Die Hausanschlussleitung ist in 
Abstimmung mit der Stadt zu erstellen.  
 
(8) Besteht für die Ableitung des Abwassers kein natürli-
ches Gefälle zur öffentlichen Abwasseranlage, so kann die 
Stadt von dem Grundstückseigentümer zur ordnungsge-
mäßen Entwässerung des Grundstücks den Einbau und 
den Betrieb einer Hebeanlage verlangen. Die Kosten trägt 
der Grundstückseigentümer. 
 
(9) Auf Antrag können zwei oder mehrere Grundstücke 
durch eine gemeinsame Anschlussleitung entwässert wer-
den. Die Benutzungs- und Unterhaltungsrechte sind ding-
lich im Grundbuch abzusichern. 
 
(10) Werden an Straßen, in denen noch keine öffentliche 
Abwasseranlage vorhanden ist, Neubauten errichtet oder 
Nutzungen vorgenommen, die einen Abwasseranfall nach 
sich ziehen, hat der Grundstückseigentümer auf seinem 
Grundstück Anlagen für einen späteren Anschluss in Ab-
stimmung mit der Stadt auf seine Kosten vorzubereiten. 
 
§ 14 Zustimmungsverfahren 
 
(1) Die Herstellung oder Änderung des Anschlusses bedarf 
der vorherigen Zustimmung der Stadt. Diese ist rechtzeitig, 
spätestens jedoch vier Wochen vor der Durchführung der 
Anschlussarbeiten schriftlich zu beantragen.  
Dies gilt auch für Regenwassernutzungsanlagen. 
 
2) Der Antrag muss folgende Unterlagen enthalten: 
 
- Lageplan, Maßstab 1:500, 
 
- eine zeichnerische Darstellung, aus der Anzahl, Führung, 
lichte Weite und technische Ausführung der Anschlusslei-
tungen, der innerhäuslichen Entwässerungsleitungen sowie 
die Lage der Inspektionsöffnung (Grundrisse und Schnitte 
Maßstab 1:100), 
 
- Angaben über Art, Größe der zu entwässernden Flächen, 
von der das Niederschlagswasser in die öffentliche Abwas-
seranlage eingeleitet werden soll, 
 
-die o. a. Angaben sind in den Antragsunterlagen nach den 
anerkannten Regeln der Technik aufzustellen, zu unter-
schreiben und in zweifacher Ausfertigung bei der Stadt ein-
zureichen. 
 
(3) Besteht Anschluss- und Benutzungszwang an die öf-
fentliche Abwasseranlage, gilt der Antrag mit der Aufforde-
rung der Stadt den Anschluss vorzunehmen, als gestellt.  
 
(4) Eine Zustimmung wird erst dann erteilt, wenn eine Ab-
nahme des Anschlusses durch die Stadt an der offenen 
Baugrube erfolgt ist. Verfüllte Anlagenteile sind auf Verlan-
gen der Stadt auf Kosten des Anschlussnehmers freizule-
gen. 
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(5) Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen 
Gebäudes hat der Anschlussnehmer eine Woche vor der 
Außerbetriebnahme des Anschlusses der Stadt mitzuteilen. 
Diese sichert die Anschlussleitung auf Kosten des An-
schlussnehmers.  
 
§ 15 Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Ab-
wasserleitungen 
 
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privater 
Abwasserleitungen gilt die Verordnung zur Selbstüberwa-
chung von Abwasseranlagen (Selbstüberwachungsverord-
nung Abwasser – SüwVO Abw NRW 2013). Private Ab-
wasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 61 WHG, § 61 
Abs. 1 LWG NRW, § 8 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 so 
zu errichten und zu betreiben, dass die Anforderungen an 
die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu ge-
hört auch die ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasser-
überlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG NRW gegen-
über der Stadt bzw. Gemeinde. 
 
(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwas-
serleitungen dürfen nur durch anerkannte Sachkundige 
gemäß § 12 SüwVO Abw NRW 2013 durchgeführt werden. 
 
(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 sind im Erd-
reich oder unzugänglich verlegte private Abwasserleitun-
gen zum Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwasser o-
der mit diesem vermischten Niederschlagswasser ein-
schließlich verzweigter Leitungen unter der Keller-
Bodenplatte oder der Bodenplatte des Gebäudes ohne Kel-
ler sowie zugehörige Einsteigeschächte oder Inspektions-
öffnungen zu prüfen. Ausgenommen von der Prüfpflicht 
sind nach § 7 Satz 2 SüwV Abw NRW Abwasserleitungen, 
die zur alleinigen Ableitung von Niederschlagswasser die-
nen und Leitungen, die in dichten Schutzrohren so verlegt 
sind, dass austretendes Abwasser aufgefangen und er-
kannt wird. 
 
(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt ei-
ne Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasser-
leitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den §§ 7 bis 9 
SüwVO Abw NRW 2013. Nach § 8 Abs. 2 SüwV Abw NRW 
2013 hat der Eigentümer des Grundstücks bzw. nach § 8 
Abs. 6 SüwVO Abw NRW 2013 der Erbbauberechtigte pri-
vate Abwasserleitungen, die Schmutzwasser führen, nach 
ihrer Errichtung oder nach ihrer wesentlicher Änderung un-
verzüglich von Sachkundigen nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik auf deren Zustand und Funk-
tionstüchtigkeit prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und Prüf-
fristen für bestehende Abwasserleitungen ergeben sich im 
Übrigen aus § 8 Abs. 3 und Abs. 4 SüwVO Abw NRW 
2013. Legt die Stadt  darüber hinaus durch gesonderte 
Satzung gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 1 Nr. 1 LWG NRW 
Prüffristen fest, so werden die betroffenen Grundstücksei-
gentümer bzw. Erbbauberechtigten durch die Stadt Barn-
trup hierüber im Rahmen der ihr obliegenden Unterrich-
tungs- und Beratungspflicht (§ 53 Abs. 1 e Satz 3 LWG 
NRW) informiert. Das gleiche gilt, wenn die Stadt  Satzun-
gen nach altem Recht gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 2 LWG 
NRW fortführt. 
 
 
 
 
 
 
 

 
(5)  Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 
Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik durchgeführt werden. Nach § 
8 Abs. 1 Satz 4 SüwV Abw NRW 2013 gelten die DIN 1986 
Teil 30 und die DIN EN 1610 als allgemein anerkannte Re-
geln der Technik, soweit die SüwVO Abw NRW 2013 keine 
abweichenden Regelungen trifft.  
 
(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 ist das 
Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung in einer Be-
scheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW 2013 
zu dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in § 9 
Abs. 2 Satz 2 SüwAbw NRW 2013 genannten Anlagen bei-
zufügen.  
 
Diese Bescheinigung nebst Anlagen kann der Stadt 
durch den Grundstückseigentümer oder Erbbaube-
rechtigten (§ 8 Abs. 2 bzw. Abs. 8 SüwVO Abw NRW 
2013) unverzüglich nach Erhalt vom Sachkundigen 
vorgelegt werden, damit eine zeitnahe Hilfestellung 
durch die Stadt  erfolgen kann. Auf Verlangen der Stadt 
ist die Bescheinigung nebst Anlagen vorzulegen. 
 
 (7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 
auf Zustand und Funktionstüchtigkeit geprüft worden sind, 
bedürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW 2013 keiner erneu-
ten Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbescheinigung den 
zum Zeitpunkt der Prüfung geltenden Anforderungen ent-
sprochen haben. 
 
(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeit-
punkt ergeben sich grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 SüwVO 
Abw NRW. Über mögliche Abweichungen von den Sanie-
rungsfristen in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 kann 
die Stadt  gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW 
2013 nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall ent-
scheiden. 
 
§ 16 Abwasseruntersuchungen 
 
(1) Die Stadt ist jederzeit berechtigt, Abwasseruntersu-
chungen vorzunehmen oder vornehmen zu lassen. Sie be-
stimmt die Entnahmestellen sowie Art, Umfang und Turnus 
der Probennahmen. 
 
(2) Die Kosten für die Untersuchungen trägt der An-
schlussnehmer, falls sich herausstellt, dass ein Verstoß 
gegen die Benutzungsbestimmungen dieser Satzung vor-
liegt. 
 
§ 17 Auskunfts- und Nachrichtenpflicht; Betretungs-
recht 
 
(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Stadt 
auf Verlangen die für den Vollzug dieser Satzung erforder-
lichen Auskünfte über Bestand und Zustand der haustech-
nischen Abwasseranlagen und der Hausanschlussleitung 
zu erteilen. 
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(2) Die Anschlussnehmer und die Indirekteinleiter haben 
die Stadt unverzüglich zu benachrichtigen, wenn 
 
1. der Betrieb ihrer haustechnischen Abwasseranlagen 
durch Umstände beeinträchtigt wird, die auf Mängel der 
öffentlichen Abwasseranlage zurückzuführen sein können 
(z.B. Verstopfungen von Abwasserleitungen), 
 
2. Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage geraten sind 
oder zu geraten drohen, die den Anforderungen nach § 7 
nicht entsprechen, 
 
3. sich Art oder Menge des anfallenden Abwassers erheb-
lich ändert, 
 
4. für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschluss- 
und Benutzungsrechtes entfallen. 
 
(3) Bedienstete der Stadt und Beauftragte der Stadt mit Be-
rechtigungsausweis sind berechtigt, die angeschlossenen 
Grundstücke zu betreten, soweit dieses zum Zweck der 
Erfüllung der städtischen Abwasserbeseitigungspflicht oder 
zum Vollzug dieser Satzung erforderlich ist. Die Eigentü-
mer und Nutzungsberechtigten haben das Betreten von 
Grundstücken und Räumen zu dulden und ungehindert Zu-
tritt zu allen Anlageteilen auf den angeschlossenen Grund-
stücken zu gewähren. Das Betretungsrecht gilt nach § 53 
Abs. 4 a Satz 2 LWG NRW auch für Anlagen zur Ableitung 
von Abwasser, dass der Stadt zu überlassen ist. Die 
Grundrechte der Verpflichteten sind zu beachten.  
 
§ 18 Haftung 
 
(1) Der Anschlussnehmer und der Indirekteinleiter haben 
für eine ordnungsgemäße Benutzung der haustechnischen 
Abwasseranlagen nach den Vorschriften dieser Satzung zu 
sorgen. Sie haften für alle Schäden und Nachteile, die der 
Stadt infolge eines mangelhaften Zustandes oder einer 
satzungswidrigen Benutzung der haustechnischen Abwas-
seranlagen oder infolge einer satzungswidrigen Benutzung 
der öffentlichen Abwasseranlage entstehen. 
 
(2) In gleichem Umfang hat der Ersatzpflichtige die Stadt 
von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen. 
 
(3) Die Stadt haftet nicht für Schäden, die durch höhere 
Gewalt hervorgerufen werden. Sie haftet auch nicht für 
Schäden, die dadurch entstehen, dass die vorgeschriebe-
nen Rückstausicherungen nicht vorhanden sind oder nicht 
ordnungsgemäß funktionieren. 
 
§ 19 Berechtigte und Verpflichtete 
 
(1) Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung für 
Grundstückseigentümer ergeben, gelten entsprechend für 
Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des Grund-
stücks dinglich Berechtigte sowie für die Träger der Baulast 
von Straßen, Wegen und Plätzen innerhalb der im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile. 
 
(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser 
Satzung für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranla-
ge ergeben, für jeden, der  
 
 
 
 
 

 
1. berechtigt oder verpflichtet ist, das auf den angeschlos-
senen Grundstücken anfallende Abwasser abzuleiten (also 
insbesondere auch Pächter, Mieter, Untermieter etc.) 
 
 oder  
 
2. der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Abwasser 
zuführt. 
 
(3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
 
§ 20 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
entgegen 
 
1. § 7 Absatz 1 und 2  
Abwässer oder Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage 
einleitet oder einbringt, deren Einleitung oder Einbringung 
ausgeschlossen ist. 
 
2. § 7 Absatz 3 und 4 
Abwasser über den zugelassenen Volumenstrom hinaus 
einleitet oder hinsichtlich der Beschaffenheit und der In-
haltsstoffe des Abwassers die Grenzwerte nicht einhält o-
der das Abwasser zur Einhaltung der Grenzwerte verdünnt 
oder vermischt. 
 
3. § 7 Absatz 5 
Abwasser ohne Einwilligung der Stadt auf anderen Wegen 
als über die Anschlussleitung eines Grundstückes in die 
öffentliche Abwasseranlage einleitet. 
 
4. § 8 
Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Die-
sel-, Heiz- oder Schmieröl sowie fetthaltiges Abwasser vor 
der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage nicht in 
entsprechende Abscheider einleitet oder Abscheider nicht 
oder nicht ordnungsgemäß einbaut oder betreibt oder Ab-
scheidegut nicht in Übereinstimmung mit den abfallrechtli-
chen Vorschriften entsorgt oder Abscheidegut der öffentli-
chen Abwasseranlage zuführt. 
 
5. § 9 Absatz 2 
das Abwasser nicht in die öffentliche Abwasseranlage ein-
leitet. 
 
6. § 9 Absatz 6 
in den im Trennsystem entwässerten Bereichen das 
Schmutz- und das Niederschlagswasser nicht den jeweils 
dafür bestimmten Anlagen zuführt. 
 
7. § 11 
auf seinem Grundstück anfallendes Niederschlagswasser 
als Brauchwasser nutzt, ohne dieses der Stadt angezeigt 
zu haben.  
 
8. §§ 12, Abs. 4, 13 Absatz 4 
die Pumpenschächte, die Inspektionsöffnungen oder Ein-
steigeschächte nicht frei zugänglich hält 
 
9. § 14 Absatz 1 
den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage ohne 
vorherige Zustimmung der Stadt herstellt oder ändert. 
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10. § 14 Absatz 2 
den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Ge-
bäudes nicht oder  
nicht rechtzeitig der Stadt mitteilt. 
 
11. § 15 
die Bescheinigung über das Ergebnis der Zustands- und 
Funktionsprüfung der Stadt entgegen § 15 Abs. 6 Satz 4 
dieser Satzung nicht vorlegt. 
 
12. § 17 Absatz 3 
die Bediensteten der Stadt oder die durch die Stadt  
Beauftragten mit Berechtigungsausweis daran hindert, zum 
Zweck der Erfüllung der gemeindlichen  Abwasserbeseiti-
gungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung die ange-
schlossenen Grundstücke zu betreten, oder diesem Perso-
nenkreis nicht ungehinderten Zutritt zu allen Anlageteilen 
auf den angeschlossenen Grundstücken gewährt. 
 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt Arbeiten an 
der öffentlichen Abwasseranlage vornimmt, Schachtabde-
ckungen oder Einlaufroste öffnet, Schieber bedient oder in 
einen Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage, etwa 
einen Abwasserkanal, einsteigt. 
 
(3) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 und 2 können mit 
einer Geldbuße bis zu 50.000 € geahndet werden.  
 
§ 21 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Barntrup vom 
20.11.1996 außer Kraft. 
 
B e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n g 
 
Die vorstehende Abwasserbeseitigungssatzung (Entwässe-
rungssatzung) der Stadt Barntrup  
mit nachstehender Anlage wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19.12.2013 (GV.NRW. S. 878) beim Zu-
standekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gelten gemacht 
werden kann,  
es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht   
    durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Barntrup vorher gerügt und dabei die verletzte   
    Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  
 
 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der Abwas-
serbeseitigungssatzung (Entwässerungssatzung) der Stadt 
Barntrup vom 05.02.2015 ist auf der Internetseite der Stadt 
Barntrup www.barntrup.de/Aktuelles/Bekanntmachungen 
einsehbar. 
 
Barntrup, 5. Februar 2015 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Jürgen Schell 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
 
Anlage 1 zu § 7 Abs. 3 
 
I. Einzuhaltende Grenzwerte (vorbehaltlich der Ziffer II) 
 
1. An der Übergabestelle zur öffentlichen Abwasseranlage:  
1.1 Allgemeine Parameter 
 
 
             Temperatur            bis 35 Grad C 
             Ph-Wert                  6,5 – 10,0 
 
     Absetzbare Stoffe 
a) biologisch abbaubar oder absetzbare Stoffe ohne  
    toxische Metallverbindung 
    1,0 – 10,0 ml/l nach 0,5 Std. Absetzzeit 
    (soweit nicht bereits durch die Anlage 1 zu § 4 Abs. 3  
     ausgeschlossen) 
     Der Einbau von Stärkeabscheidern kann gefordert  
     werden.  
b) nicht biologisch abbaubar oder absetzbare Stoffe mit     
     toxischen Metallverbindungen  
     1 ml/l nach 0,5 Std. Absetzzeit 
 
1.2 Verseifbare Öle und Fette                      250 mg/l 
      Der Einbau von Fettabscheidern kann gefordert wer-
den.  
1.3 Mineralölkohlenwasserstoffe                 20 mg/l 
1.4 Organische halogenfreie Lösungsmittel 
      Entsprechend spezieller Festlegung, jedoch auf keinen    
      Fall größer als sie der Löslichkeit entspricht oder als  
      5 g/l 
1.5 Anorganische Stoffe (gelöst und ungelöst)  
      Aluminium (Al)                                            4 mg/l  
      Eisen (Fe)                          begrenzt durch 1.1 
1.6 Anorganische Stoffe (gelöst) 

a) Gesamtstickstoff GesN = Nges + org. N (Summe  
    aller    

          Stickstoffverbindungen aus organischen und anorga- 
          nischen Verbindungen).  
          Nges = NH4-N + N03-N + N02-N, als Summe der  
          Messwerte der anorganischen Verbindungen 
                                                                                200 mg/l. 
      Entweder Ammonium-Stickstoff als NH4-N bestimmt:  
                                                                                100 mg/l 
      oder Nitrit als N02-N bestimmt:                          10 mg/l 
      oder Nitrat-Stickstoff als N03-N bestimmt:       200 mg/l 
      b) Cyanid gesamt (CN)                                      20 mg/l 
      c) Cyanid (leicht freisetzbar)                                1 mg/l 
      d) Fluorid (F)                                                      50 mg/l 
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      e) Sulfat (S04)                                                   600 mg/l 
      (Im Einzelfall können je nach Baustoff, Verdünnung  
       oder  
       örtlichen Verhältnissen auch höhere Werte zugelassen  
       werden). 
 
      f) Sulfid                                                                2 mg/l 
      g) Phosphatverbindungen (P)                            50 mg/l 
 
1.7 Organische Stoffe 
      a) wasserdampfflüchtige ,                               100 mg/l 
          halogenfreie Phenole   (bei toxischen und biologisch  
                                                    schwer abbaubaren 
         (als C6 H5 OH)                Phenolen niedrigerer Wert  
                                                  nach spez.  
                                                   Festlegung) 
     b) Farbstoffe                      dass Vorfluter oder Klär- 
                                                schlamm nicht gefärbt  
                                                werden.  
     Spontan sauerstoffverbrauchende Stoffe  
                                                                              100 mg/l 
     (z.B. Natriumsulfid und Eisen – II – Sulfat) 
                                            (jedoch maximal in der Konzen- 
                                             tration, dass keine anaeroben  
                                             Verhältnisse in der öffentlichen  
                                              Kanalisation auftreten) 
2.    An der Anfallstelle des Abwassers (bei betriebseige-
nen    
       Abwasserbehandlungsanlagen an deren Ablauf) und 
an         
       der Übergabestelle zur öffentlichen Abwasseranlage     
       (gefährliche Stoffe) 
2.1 Anorganische Stoffe (gelöst und ungelöst)  
                                            Antimon (Sb)               0,5 mg/l 
                                            Arsen (As)                   0,5 mg/l 
                                            Barium (Ba)                 5,0 mg/l 
                                            Blei (Pb)                      1,0 mg/l 
                                            Cadmium (Cd)            0,5 mg/l 
                                            Chrom gesamt (Cr)     1,0 mg/l 
                                            Chrom-VI (Chromat)   0,2 mg/l 
                                            Kobalt (Co)                 1,0 mg/l 
                                            Kupfer (Cu)                 1,0 mg/l 
                                            Nickel (Ni)                   1,0 mg/l 
                                            Quecksilber (Hg)        0,1 mg/l 
                                            Selen (Se)                  2,0 mg/l 
                                            Silber (Ag)                  1,0 mg/l 
                                            Zinn (Sn)                    2,5 mg/l 
                                            Zink (Zn)                    2,0 mg/l 
2.2 Leichtflüchtige halogenierte Kohlenwasserstoffe 
(LHKW's)  
      (z.B. Trichlorethen, Tetrachlorethen, 1, 1, 1 – Trichlo 
       rethan, Dichlormethan und Trichlormethan, gerechnet   
       als Chlor) 
                                            je Einzelsubstanz      0,25 mg/l 
                                            In der Summe            0,5   mg/l   
2.3 Adsorbierbare organisch gebundene Halogene (AOX) 
                                                                              1,0   mg/l 
2.4 Freies Chlor                                                     0,5   mg/l 
2.5 Chemische und biochemische Wirkungskenngrößen   
      Nitrifikationshemmung bei häufiger, signifikanter  
     Hemmung der Nitrifikation: ≤ 20 % Nitrifikationshem- 
     mung 
 
 
 
 
 
 

 
II. 
Soweit für den Vollzug wasserrechtlicher Anforderun-
gen an die Einleitungen in öffentliche Abwasseranla-
gen der Stand der Technik durch Grenzwerte in den 
Anhängen zur Abwasserverordnung AbwV definiert ist, 
sind diese Grenzwerte maßgeblich.  
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Stadt Blomberg 
 
71 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung der Stadt Blomberg für das 
Haushaltsjahr 2015 vom 09.02.2015 

 
1- Haushaltssatzung der Stadt Blomberg für das Jahr 

2015  
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NW  S. 666) in der zurzeit geltenden 
Fassung  hat der Rat der Stadt Blomberg mit Beschluss 
vom 17.12.2014 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Stadt voraussichtlich anfal-
lenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie 
eingehende Einzahlungen und zu leistende Auszahlungen 
und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, 
wird 
 
im Ergebnisplan mit 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf   
    32.938.213 Euro 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf   
    34.868.839 Euro 
 
im Finanzplan mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Ver-
waltungstätigkeit auf  31.279.350 Euro 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Ver-
waltungstätigkeit auf    32.882.852 Euro 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitions-
tätigkeit auf      1.746.500 Euro 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitions-
tätigkeit auf     1.726.850 Euro 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen der Finanzierungstä-
tigkeit auf                   0 Euro 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen der Finanzierungstä-
tigkeit auf        104.000 Euro 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt.  
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisses ist im Ergebnis-
plan wird auf  

0 Euro 
und 
 
 
 
 

 
die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des 
voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird 
auf  

1.930.626 Euro  
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf 

25.000.000 Euro 
festgesetzt.  
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2015 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
(Grundsteuer A) auf         250 v. H. 

 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf  

495 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer auf  435 v. H. 
 

§ 7 
 

Entfällt 
 

§ 8 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 Abs. 2  GO NW erheblich, 
wenn sie im Einzelfall mehr als 50.000,00 Euro betragen. 
Diese Grenze gilt nicht für auf gesetzlicher Grundlage be-
ruhende Mehraufwendungen/ -auszahlungen, die aus er-
zielten Mehrerträgen/ -einzahlungen resultieren sowie für 
Buchungen im Rahmen des Jahresabschlusses.  
 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen  sind erheblich,  
wenn sie im Einzelfall den Betrag von 15.000,00 Euro 
überschreiten.  
 
Die erheblichen über- und außerplanmäßigen Aufwendun-
gen und Auszahlungen bedürfen der vorherigen Zustim-
mung des Rates. 
 

§ 9 
 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden die Erträge und 
Aufwendungen innerhalb der einzelnen Fachbereiche ge-
mäß § 21 Abs. 1 GemHVO mit Ausnahme 
 

• der Personal- und Versorgungsaufwendungen, 
• der Abrechnungskonten mit dem Eigenbetrieb 

Blomberger Immobilien- und Grundstücksverwal-
tung, 

• des Produkts Baubetriebshof, 
• der bilanziellen Abschreibungen und der inneren 

Verrechnungen 
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jeweils zu einem Budget verbunden. In dem Budget sind 
die Summe der Erträge und die Summe der Aufwendungen 
für die Haushaltsausführung verbindlich. Dies gilt entspre-
chend für Einzahlungen und Auszahlungen für Investitio-
nen. 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung der Stadt Blomberg mit 
Anlagen für das Haushaltsjahr 2015 wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. Die Haushaltssatzung mit Anlagen ist 
gemäß § 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat des Kreises 
Lippe als untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Schrei-
ben vom 07.01.2015 angezeigt worden. Das Anzeigever-
fahren wurde mit Verfügung des Kreises Lippe vom 
20.01.2015 abgeschlossen. 
 
Die nach § 75 Abs. 4 GO NRW erforderliche Genehmigung 
der Verringerung der allgemeinen Rücklage ist vom Land-
rat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold 
mit Verfügung vom 20.01.2015 erteilt worden.  
 
Der Haushaltsplan mit Anlagen liegt zur Einsichtnahme ab 
dem 26.02.2015 während der Dienststunden (montags – 
freitags von 08.00 – 12.00 Uhr, Montag und Dienstag von 
14.00 – 15.30 Uhr, Donnerstag 14.00 – 18.00 Uhr) im 
Fachbereich 20 - Kämmerei und Finanzen (Am Martiniturm 
1, 32825 Blomberg) öffentlich aus und wird dort bis zum 
Ende der Auslegung des Jahresabschlusses 2015 zur Ein-
sichtnahme verfügbar gehalten.  
 
Hinweis 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der GO NRW beim Zustan-
dekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel  ist gegenüber der 
Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Blomberg unter www.blomberg-
lippe.de/Verwaltung/öffentliche Bekanntmachungen ein-
sehbar.  
 
Blomberg, den 09.02.2015 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
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Stadt Detmold 
 
72 Benachrichtigung über eine öffentliche Zustel-

lung 
 
gem. § 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG 
NRW) 
 
-Herr    Pascal Scheifel 
zuletzt wohnhaft:   Schwedenklei 1, 33729 Bielefeld 
ist unbekannt verzogen. 
 
Ihm ist ein Bescheid bekanntzugeben. 
Da eine persönliche Zustellung nicht möglich ist, wird die 
Zustellung  
gem. § 10 VwZG öffentlich durchgeführt. 
 
Der Bescheid  (vom 22.01.2015, Az: 1066300.00010-0200) 
kann vom Empfangsberechtigten beim Fachbereich 1, 
Bielefelder Str. 1, Zimmer 121 eingesehen bzw. abgeholt 
werden. 
 
Der Bescheid gilt als öffentlich zugestellt, wenn seit dem 
Tage der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung zwei 
Wochen verstrichen sind (§ 10 Abs.2 VwZG). 
 
Danach können Fristen in Gang gesetzt werden, nach de-
ren Ablauf Rechtsverluste eintreten können. 
 
Im Auftrage: 
 
 
Göhner 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
 
 
 
73 Inkrafttreten des Bebauungsplanes 21-13 

„Feuerwehr Pivitsheide“ 
 
21-13 „Feuerwehr Pivitsheide“, 
(beschleunigte) Aufstellung 
Ortsteil:  Pivitsheide V.L. 
Plangebiet: Gemarkung Pivitsheide V.L., Flur 2, 

Flurstück 1640, nördlich der Oerlin-
ghauser Straße, südlich der Kita 'Ar-
che Noah' 

 
Der o. g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Detmold in 
seiner Sitzung am 12.02.2015 gem. § 10 Baugesetzbuch 
als Satzung beschlossen worden. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Bebauungsplan-
unterlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches wird mit Vollzug dieser 
Bekanntmachung der Bebauungsplan 
 
 
 

 
21-13 „Feuerwehr Pivitsheide“, 
(beschleunigte) Aufstellung 
Ortsteil:  Pivitsheide V.L. 
Plangebiet: Gemarkung Pivitsheide V.L., Flur 2, 

Flurstück 1640, nördlich der Oerlin-
ghauser Straße, südlich der Kita 'Ar-
che Noah' 

 
rechtsverbindlich.  
 
Der Bebauungsplan wird mit der Begründung im Fachbe-
reich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Ferdinand-
Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die nach § 214 

Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtlichen 
Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften, 
eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des Bau-
gesetzbuches beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des 
Baugesetzbuches beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges unbeachtlich werden, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Stadt Detmold geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Detmold vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, 13.02.2015 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
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74 Aufstellung des Bebauungsplanes 23-07A 

„Östlich Orbker Straße“ 
 
23-07A „Östlich Orbker Straße“, 5. Änderung 
Ortsteil:   Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet: Zwischen Am Roßbruch, Am 

oberen Feld, Werre und 
Orbker Straße 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 04.02.2015 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 23-07A „Östlich Orbker Stra-

ße“, 5. Änderung 
Ortsteil:   Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet: Zwischen Am Roßbruch, Am 

oberen Feld, Werre und 
Orbker Straße 

 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des betroffenen 
Gebietes ist die Grenzeintragung im Flurkartenauszug ver-
bindlich. 
 
Dieser kann während der Zeiten des Publikumsverkehrs im 
Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Fer-
dinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, eingese-
hen werden. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 04.02.2015 über die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 23-07A „Östlich Orbker Stra-

ße“, 5. Änderung 
Ortsteil:   Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet: Zwischen Am Roßbruch, Am 

oberen Feld, Werre und 
Orbker Straße 

 
wird hiermit gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 09.02.2015 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
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75 Aufstellung des Bebauungsplanes 01-53 

„Gelskamp“ 
 
01-53 „Gelskamp“, 16. Änderung 
Ortsteil:   Detmold Nord, Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet: Zwischen Eisenbahn, Orbker 

Straße, Kreuzstraße, Hinter 
den Pinneichen, Am Jahnplatz 
und Wittekindstraße 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 04.02.2015 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 01-53 „Gelskamp“, 16. Ände-

rung 
Ortsteil:   Detmold Nord, Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet: Zwischen Eisenbahn, Orbker 

Straße, Kreuzstraße, Hinter 
den Pinneichen, Am Jahnplatz 
und Wittekindstraße 

 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem  
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des betroffenen 
Gebietes ist die Grenzeintragung im Flurkartenauszug ver-
bindlich.  
 
Dieser kann während der Zeiten des Publikumsverkehrs im 
Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Fer-
dinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, eingese-
hen werden. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 04.02.2015 über die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 01-53 „Gelskamp“, 16. Ände-
rung 
Ortsteil: Detmold Nord, Jerxen-Orbke 
Änderungsgebiet: Zwischen Eisenbahn, Orbker 
Straße, Kreuzstraße, Hinter den Pinneichen, Am Jahn-
platz und Wittekindstraße 
 
wird hiermit gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 09.02.2015 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
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76 Auflassung von Grabstätten auf den Friedhö-

fen der Stadt Detmold 
 
1) Grabstätten mit abgelaufener Nutzungszeit: 
 
Alter Friedhof Blomberger Straße 
Abt. C-U, Nr. 5 a-d         Hildegard + Adolphine Wißmann 
Abt. D, Nr. 265/266              Editha + Heinrich Weizmann 
Abt. E, Nr. 976/977          Leo Fritz,  Auguste + Karl Peter 
Abt. H, Nr. 247                            Luise Brill + Elsa Wendt 
Abt. H, Nr. 391/393       Meta Meder + Alexander Rotberg 
 
Friedhof Hiddesen 
Abt. B, Nr. 189 A-B                                  Friedrich Kenter 
Abt. C-U, Nr. 29 a-d              Elisabetha + Philipp Wendel 
Abt. C, Nr. 96 A-B                  Edith + Christian Klasmeier 
 
Waldfriedhof Kupferberg 
Abt. A, Nr. 337                           Martha + Johannes Radig 
Abt. C, Nr. 97                            Martha + Hermann Graefe 
Abt. C, Nr. 180                             Margarete + Paul Kunze 
Abt. E, Nr. 5/6                                    Olga + Otto Schmidt 
 
Sofern nicht ein dazu Berechtigter bis zum 31.03.2015 den 
Antrag auf Verlängerung der Nutzungszeit bei der  
Friedhofsverwaltung der Stadt Detmold, Georgstraße 10, 
32756 Detmold stellt, werden die Grabstätten von Amts 
wegen abgeräumt und eingeebnet.  
 
2) Ungepflegte Grabstätten oder keine Angehörige: 
 
Alter Friedhof 
Abt. C-U, Nr. 109 a-d                                             unbelegt 
Abt. D, Nr. 196                       Gertrud + Hartmut Siekmann 
Abt. F, Nr. 82/83                                       Richard Heinrich 
Abt. G, Nr. 622                          Hildegard + Sylvius Welzel 
 
Landfriedhof 
Abt. D, Nr. 5 C-E             Alma und Ferdinand Engelsmeier 
 
Friedhof Spork-Eichholz 
Abt. A-U, Nr. 2 a-d                 Erna, Udo + Friedrich Jösting 
Abt. A-U2, Nr 32                                                  Ida Löffler 
Abt. I, Nr. 173                                          Lina Hagemeister 
 
Friedhof Bentrup 
Abt. C, Nr. 68/69                                           Willi Schönlau 
 
Friedhof Remmighausen 
Abt. A, Nr. 170 A-B                              Herta + Paul Romey 
Friedhof Berlebeck 
Abt. C-3, Nr. 20                                        Wilhelm Morentz 
Abt. C-4, Nr. 12                                      Helmut Schwarzer 
 
Friedhof Pivitsheide VH 
Abt. B, Nr. 8 /9                                  Anna + Mathias Köpp 
Abt. C, Nr. 106 A-B                       Editha + Paul Gruenheid 
 
Friedhof Pivitsheide VL 
Abt. A-2, Nr. 44                                          Rene Odendorf 
Abt. C, Nr. 52 A-B                    Charlotte + Friedrich Oelert 
Abt. E-U, Nr. 2 a-d                  Frieda + Ernst Schünemann 
Abt. E-U, Nr. 3 a-d                                          Erika Knoop 
 
 
 
 
 

 
Friedhof Hiddesen 
Abt. B, Nr. 485 A-B         Luise Multhaupt + Erika Hoffmann 
Abt. C-U, Nr. 17 a-d                           Lydia + Ernst Kellner 
Abt. C-U, Nr. 48 a-d                        Lotti + Joachim Schaaff 
Abt. C-U, Nr. 67 a-d                     Anna + Wilhelm Wessels 
Abt. C-U, Nr. 176 a-d                                   Ilse + Kurt Zint 
Abt. D-1, Nr. 2                                       Bettina Stankowski 
Abt. D-1, Nr. 10                                              Oliver Pennig 
Abt. E, Nr 224/225                                  Rut + Karl Kuhnert 
 
Waldfriedhof Kupferberg 
Abt. C-11, Nr. 12                                           Karin Schmidt 
Abt. C-15, Nr. 32                                         Manfred Köhler 
Abt. C-15, Nr. 38                                         Angelika Rehm 
Abt. C-16, Nr. 143                                           Gottlieb Götz 
Abt. C, Nr. 490 A-B             Friederike + Heinrich Vollendorf 
Abt. D-7, Nr. 50                                           Elfriede Lübeck 
Abt. D-U2, Nr. 19                                        Rita Brinkmann 
Abt. E, Nr. 571/572                                 Marie + Julius Hell 
Abt. F, Nr. 150/151                                           Helmut Löhr 
Abt. F, Nr. 389/390                            Erna + Marjan Paluch 
Abt. G, Nr. 344/345           Maria Seifers + Stanislaw Pukas 
 
Friedhof Heidenoldendorf 
Abt. B-U1, Nr. 15                                          Peter Kubandt 
Abt. D, Nr. 308/309                        Anna + Paula Siekmann 
 
Sofern diese Grabstätten nicht bis zum 31.03.2015 in  
ordnungsgemäßen Zustand gebracht sind, werden die Nut-
zungsrechte entzogen und die Gräber zu Lasten der Pfle-
geverpflichteten eingeebnet. 
 
Die auf den Grabstätten befindlichen Grabsteine, Grab-
schmuck und sonstiges Grabzubehör müssen bis zum 
31.03.2015 abgeräumt sein, andernfalls gehen diese  
Gegenstände entschädigungslos in das Eigentum der Stadt 
Detmold über. 
 
Detmold, 16.02.2015 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
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Gemeinde Extertal 
 
77 Bekanntmachung des Jahresabschlusses der 

Gemeinde Extertal zum 31.12.2013 und Entlas-
tung des Bürgermeisters 

 
Aufgrund des § 96 Abs. 1 GO NRW in der zur Zeit gültigen 
Fassung hat der Rat der Gemeinde Extertal am 18.12.2014 
den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften Jahres-
abschluss zum 31.12.2013 einstimmig durch Beschluss 
festgestellt, über die Behandlung des Jahresfehlbetrages 
beschlossen und dem Bürgermeister vorbehaltlos Entlas-
tung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2013 ist gemäß § 96 Abs. 
2 GO NRW dem Kreis Lippe als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde mit Bericht vom 12.01.2015 angezeigt wor-
den. 
 
Die wesentlichen Ergebnisse des Jahresabschlusses 2013 
werden wie folgt bekannt gemacht: 
 
Gesamtergebnisrechnung:              - 2.488.111,36 €  
Gesamtfinanzrechnung:      822.121,42 € 
Inanspruchnahme Ausgleichsrücklage:               0,00 € 
Inanspruchnahme der Allgem. Rücklage  2.488.111,36 € 
 
Der Jahresabschluss mit vollständiger Ergebnisrechnung, 
Finanzrechnung, den Teilrechnungen, der Bilanz, dem An-
hang und dem Lagebericht liegt in der Zeit vom 26.02.2015 
bis zur Feststellung des Jahresabschlusses 2014 bei der 
Gemeinde Extertal, Mittelstr. 36, 32699 Extertal, 1. OG, 
Zimmer 113, während der Dienststunden öffentlich zur Ein-
sichtnahme aus. 
 
Die vollständige Schlussbilanz zum 31.12.2013 ist nach-
stehend abgedruckt. 
 
Aktiva 
1. Anlagevermögen 
    1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände      21.520,00 € 
 
    1.2 Sachanlagen 
          1.2.1.1 Grünflächen   1.753.167,00 € 
          1.2.1.2 Ackerland      435.308,00 € 
          1.2.1.3 Wald, Forsten     157.021,00 € 
          1.2.1.4 Sonst. unbebaute Grundstücke  974.069,00 € 
       1.2.2 Bebaute Grundstücke und 
             grundstücksgleiche Rechte 
          1.2.2.1 Kinder- u. Jugendeinrichtungen 886.220,00 € 
          1.2.2.2 Schulen             16.932.856,00 € 
          1.2.2.3 Wohnbauten     255.689,00 € 
          1.2.2.4 Sonst. Dienst-, Geschäfts- u. 
                      Betriebsgebäude  7.145.779,00 € 
       1.2.3 Infrastrukturvermögen 
          1.2.3.1 Grund- und Boden des 
                      Infrastrukturvermögens 2.846.306,00 € 
          1.2.3.2 Brücken      439.746,00 € 
          1.2.3.3 Straßennetz mit Wegen, Plätzen 
                      u. Verkehrsanlagen  9.328.985,10 € 
          1.2.3.4 Sonst. Bauten des 
                      Infrastrukturvermögens    810.689,00 € 
       1.2.4 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 
          22.132,00 € 
       1.2.5 Maschinen u. technische Anlagen, 
                Fahrzeuge      704.271,00 € 
 

 
       1.2.6 Betriebs- und Geschäftsausstattung 
        287.713,27 € 
       1.2.7 Geleistete Anzahlungen, 
                Anlagen im Bau   2.323.752,00 € 
                45.303.703,37 € 
    1.3 Finanzanlagen 
       1.3.1 Beteiligungen        30.501,78 € 
       1.3.2 Sondervermögen             13.516.319,77 € 
       1.3.3 Wertpapiere d. Anlagevermögens      75.153,14 € 
       1.3.4 Sonst. Ausleihungen                          22.135,22 € 
                13.644.109,91 € 
                58.969.333,28 € 
 
2. Umlaufvermögen 
    2.1 Forderungen und sonst.  
          Vermögensgegenstände 
          2.1.1 Öffentlich-rechtliche Forderungen und 
                   Forderungen aus Transfer- 
                   leistungen   1.050.116,98 € 
          2.1.2 Privatrechtliche Forderungen    185.930,11 € 
          2.1.3 Sonst. Vermögensgegenstände      18.834,52 € 
  
    2.2 Liquide Mittel      822.121,42 € 
     2.077.003,03 € 
 
3. Aktive Rechnungsabgrenzung                     148.438,38 € 
                61.194.774,69 € 
 
Passiva 
1. Eigenkapital 
    1.1 Allgemeine Rücklage  5.951.190,19 € 
    1.2 Ausgleichsrücklage                 0,00 € 
    1.3 Jahresfehlbetrag                                - 2.488.111,36 € 
     3.463.078,83 € 
 
2. Sonderposten 
    2.1 für Zuwendungen              18.504.204,31 € 
    2.2 für Beiträge   6.319.781,99 € 
    2.3 Sonstige Sonderposten                          184.586,82 € 
                25.008.573,12 € 
 
3. Rückstellungen 
    3.1 Pensionsrückstellungen  5.902.998,00 € 
    3.2 Instandhaltungsrückstellungen               0,00 € 
    3.3 Sonstige Rückstellungen              647.832,09 € 
     6.550.830,09 € 
 
4. Verbindlichkeiten 
    4.1 Verbindlichkeiten aus Krediten und 
           Investitionen 
           4.1.1 vom öffentlichen Bereich               0,00 € 
           4.1.2 vom privaten Kreditmarkt 7.862.250,90 € 
    4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten zur 
          Liquiditätssicherung              12.600.000,00 € 
    4.3 Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
          und Leistungen      416.572,64 € 
    4.4 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 
          33.388,61 € 
    4.5 Sonstige Verbindlichkeiten       61.643,68 € 
    4.6 Erhaltene Anzahlungen                    3.758.131,09 € 
                24.731.986,92 € 
 
5. Passive Rechnungsabgrenzung                 1.440.305,73 € 
                61.194.774,69 € 
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Gesamtergebnisrechnung 2013 
 
Nr. Bezeichnung Ergebnis 2013 
1    Steuern und ähnl. Abgaben 9.667.806,21 € 
2 + Zuwendungen u. allg. Umlagen 5.608.187,56 € 
3 + Sonst. Transfererträge            934,00 € 
4 + Öff.-rechtl. Leistungsentgelte 1.663.858,19 € 
5 + Priv.rechtl.  Leistungsentgelte      55.723,37 € 
6 + Kostenerstattungen u. -umlagen    584.425,16 € 
7 + Sonst. öff.-rechtl. Erträge    769.467,51 € 
8 + Aktivierte Eigenleistungen               0,00 € 
9 +/- Bestandsveränderungen               0,00 € 
10 = Ordentliche Erträge             18.350.402,00 € 
11  - Personalaufwendungen  3.720.027,85 € 
12  - Versorgungsaufwendungen    230.057,09 € 
13  - Aufwand f. Sach- u. Dienstleistungen 
     3.339.805,79 € 
14  - Bilanzielle Abschreibungen 1.911.759,00 € 
15  - Transferaufwendungen  9.892.474,99 € 
16  - Sonst. ordentl. Aufwendungen 1.247.450,40 € 
17 = Ordentliche Aufwendungen        20.341.575,12 € 
18 = Ergebnis lfd. Verwaltungstätigkeit  
                 -1.991.173,12 € 
19 + Finanzerträge             543,45 € 
20  - Zinsen u.sonst. Finanzaufwendungen 
        497.481,69 € 
21 = Finanzergebnis -     496.938,24 € 
22 = Ordentliches Ergebnis - 2.488.111,36 € 
23 + Außerordentl. Erträge                0,00 € 
24  - Außerordentl. Aufwendungen               0,00 € 
25 = Außerordentliches Ergebnis               0,00 € 
26 = Jahresergebnis -  2.488.111,36 € 
 
Nachrichtlich: Verrechnung von Erträgen und  

         Aufwendungen 
                       mit der allgemeinen Rücklage 
27. Verrechnete Erträge bei Vermögens- 
 gegenständen         7.895,00 € 
28. Verrechnete Erträge bei Finanzanlagen       0,00 € 
29. Verrechnete Aufwendungen bei Vermögens- 
 gegenständen         5.429,00 € 
30. Verrechnete Aufwendungen bei Finanz- 
 anlagen                 0,00 € 
31. Verrechnungssaldo        2.466,00 € 
 
Finanzrechnung 2013 
 
Nr. Bezeichnung Ergebnis 2013 
1    Steuern und ähnl. Abgaben 9.720.679,68 € 
2 + Zuwendungen u. allg. Umlagen 4.620.062,25 € 
3 + Sonst. Transfereinzahlungen        2.424,75 € 
4 + Öff.-rechtl. Leistungsentgelte 1.190.637,27 € 
5 + Priv.-rechtl. Leistungsentgelte      54.247,10 € 
6 + Kostenerstattungen u. –umlagen    571.636,99 € 
7 + Sonst. Einzahlungen     588.966,08 € 
8 + Zinsen u. sonst. Finanzeinzahlungen 
        116.677,78 € 
9 = Einzahlungen lfd. Verw.tätigkeit 16.865.331,90 € 
10  - Personalauszahlungen  3.519.481,64 € 
11  - Versorgungsauszahlungen    322.655,06 € 
12  - Ausz. f. Sach- und Dienstleistungen 
     3.355.386,36 € 
13  - Zinsen u. sonst. Finanzauszahlungen 
        661.537,50 € 
14  - Transferauszahlungen  9.848.838,33 € 
15  - Sonst. Auszahlungen  1.251.103,42 € 
16 = Auszahlungen lfd. Verw.tätigkeit  
                18.959.002,31 € 

 
17 = Saldo lfd. Verwaltungstätigkeit    -2.093.670,41 € 
18 + Zuwendungen für Investitionsmaßn. 
     2.255.527,34 € 
19 + Einz. a.d. Veräußerung v. Sachanlagen 
          18.401,00 € 
20 + Einz. a.d. Veräußerung v. Finanzanl.         0,00 € 
21 + Einz. aus Beiträgen u.ä. Entgelte       28.090,46 € 
22 + Sonst. Investitionseinzahlungen        2.883,63 € 
23 = Einz. aus Investitionstätigkeit 2.304.902,43 € 
24  - Ausz. f. Erw. v. Grundst. u. Gebäuden 
            7.240,00 € 
25  - Ausz. f. Baumaßnahmen 2.007.141,92 € 
26  - Ausz. f. Erwerb v. Anlagevermögen 
          97.227,43 € 
27  - Ausz. f. Erwerb v. Finanzanlagen               0,00 € 
28  - Ausz. v. aktivierbaren Zuwendungen         0,00 € 
29  - Sonst. Investitionsauszahlungen               0,00 € 
30 = Ausz. aus Investitionstätigkeit 2.111.609,35 € 
31 = Saldo aus Investitionstätigkeit    193.293,08 € 
32 = Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag 
                 -1.900.377,33 € 
33 + Aufnahme von Darlehn     225.000,00 € 
34 + Aufnahme von Liquiditätskrediten  
     4.000.000,00 € 
35  - Tilgung von Darlehn     391.822,16 € 
36  - Tilgung von Liquiditätskrediten               0,00 € 
37 = Saldo aus Finanzierungstätigkeit  
     3.833.177,84 € 
38 = Änderung Bestand eig. Finanzmittel 
                  1.932.800,51 € 
39 + Anfangsbestand an Finanzmitteln  
                 -1.110.679,09 € 
40 + Bestand an fremden Finanzmitteln            0,00 € 
41 = Liquide Mittel      822.121,42 € 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2013 wird hiermit gemäß 
§ 96 Abs 2 GO NRW in der zur Zeit gültigen Fassung öf-
fentlich bekannt gemacht. 
 
Extertal, den 12. Februar 2015  
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
 
 
(Hans Hoppenberg) 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
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Gemeinde Kalletal 
 
78 Auslegung des Entwurfes der Haushaltssat-

zung der Gemeinde Kalletal mit Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2015 

 
Es wird hiermit bekannt gemacht, dass der Entwurf der 
Haushaltssatzung der Gemeinde Kalletal für das Haus-
haltsjahr 2015 nebst Anlagen gemäß § 80 Abs. 3 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – GO 
NRW – vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in der zurzeit 
geltenden Fassung ab dem 26.02.2015 während der Dauer 
des Beratungsverfahrens im Rat im Fachbereich Finanzen 
und Innere Dienste im Rathaus, Rintelner Straße 3, 32689 
Kalletal, Zimmer 32 und 36, während der Öffnungszeiten 
Montag bis Mittwoch und Freitag von 08:00 Uhr bis 12:30 
Uhr sowie Donnerstag von 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr und auf 
der Internetseite www.kalletal.de unter dem Punkt "Fi-
nanzwirtschaft" zur Einsichtnahme öffentlich ausliegt. 
 
Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anla-
gen können Einwohner oder Abgabepflichtige bis ein-
schließlich zum 11.03.2015 Einwendungen schriftlich oder 
mündlich zur Niederschrift unter der oben angegebenen 
Anschrift erheben. 
 
Über die Einwendungen entscheidet der Rat der Gemeinde 
Kalletal in öffentlicher Sitzung.  
 
Kalletal, den 23.02.2015 
 
GEMEINDE KALLETAL 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Hermann Fischer 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
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Stadt Lage 
 
79 Bekanntmachung des Beschlusses des Rates 

der Stadt Lage über den Jahresabschluss 2013 
und die Entlastung des Bürgermeisters 

 
Der Rat der Stadt Lage hat in seiner Sitzung am 
17.12.2014 den vom Rechnungsprüfungsausschuss ge-
prüften Jahresabschluss durch Beschluss festgestellt, über 
die Behandlung des Jahresergebnisses beschlossen und 
dem Bürgermeister Entlastung erteilt (§ 96 Abs. 1 GO 
NRW). 
 
Der Jahresabschluss 2013 der Stadt Lage wurde dem 
Kreis Lippe gem. § 96 Abs. 2 GO NRW mit Schreiben vom 
16.01.2014 angezeigt. 
 
Die wesentlichen Ergebnisse des Jahresabschlusses 
2013 werden wie folgt bekannt gemacht: 
 
Bilanzsumme zum 31.12.2013 238.820.683,67 € 
 
Gesamtergebnisrechnung:  Jahresfehlbetrag  
    1.885.134,86 € 
 
Der Jahresfehlbetrag  wird der Ausgleichsrücklage ent-
nommen. 
 
Der Jahresabschluss mit vollständiger Ergebnisrechnung, 
Finanzrechnung, den Teilrechnungen, der Bilanz, dem An-
hang und dem Lagebericht liegt in der Zeit vom 18.12.2014 
bis zur Feststellung des Jahresabschlusses 2014 bei der 
Stadt Lage, Bergstraße 6, Zimmer 406 (City-Center 1. OG), 
- Fachteam Finanzbuchhaltung- während der Dienststun-
den öffentlich zur Einsichtnahme aus.  
 
Die wesentlichen Positionen der Schlussbilanz zum 
31.12.2013 sind nachstehend abgedruckt. 
 

Aktiva zum 31.12.2013 

Anlagevermögen 

Immaterielle Vermögensgegenstände 68.464,27 

Grünflächen 9.482.607,25 

Ackerland 973.187,00 

Wald, Forsten 820.447,00 

Sonst. unbebaute Grundstücke 6.012.372,70 

Kinder- und Jugendeinricht. 6.372.442,00 

Schulen 58.652.945,00 

Wohnbauten 19.645,00 
Sonstige Dienst- , Geschäfts- und Be-
triebsgebäude 18.320.184,00 
Grund und Boden des Infrastrukturver-
mögens 12.598.059,29 

Brücken und Tunnel 570.780,21 
Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 
Verkehrslenkungsanlagen 54.071.249,09 

Bauten auf fremdem Grund und Boden 70.283,00 

Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 17,00 
Maschinen und technische Anlagen, 
Fahrzeuge 3.841.299,00 

Betriebs- und Geschäftsausstattung 5.123.991,00 

  

 
Geleistete Anzahlungen und Anlagen 
im Bau 

 
1.636.104,00 

Anteile an verbundenen Unternehmen 6.202.000,00 

Beteiligungen 16.662.003,00 

Sondervermögen 25.931.868,00 

Wertpapiere des Anlagevermögens 240.226,13 

Ausleihungen 121.550,44 

Umlaufvermögen 

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 84.287,95 

Grundstücke zur Vermarktung 2.581.013,42 

Forderungen Gebühren 163.742,00 

Forderungen Beiträge 30.891,87 

Forderungen Steuern 829.944,26 

Forderungen aus Transferleistungen 395.184,56 
Sonst. öffentlich-rechtliche Forderun-
gen 544.630,56 

Privatrechtliche Forderungen 931.557,32 

Sonstige Vermögensgegenstände 3.778.852,01 

Liquide Mittel 803.516,59 

Aktive Rechnungsabgrenzung 885.338,75 

Summe Aktiva 238.820.683,67 

Passiva zum 31.12.2013 

Eigenkapital 

Allgemeine Rücklage 24.765.455,93 

Ausgleichsrücklage 4.631.205,96 

Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag -1.885.134,86 

Sonderposten für Zuwendungen 43.795.828,20 

Sonderposten für Beiträge 27.753.425,42 
Sonderposten für den Gebührenaus-
gleich 100.844,19 

Pensionsrückstellungen 35.727.324,00 
Rückstellungen für Deponien und Alt-
lasten 51.000,00 

Instandhaltungsrückstellungen 3.857.375,95 

Sonstige Rückstellungen 4.073.048,72 
Verbindlichkeiten aus Krediten für In-
vestitionen vom öffentlichen Bereich 51.261.174,88 
Verbindlichkeiten aus Krediten für In-
vestitionen vom privaten Kreditmarkt 9.394.066,54 
Verbindlichkeiten aus Krediten zur Li-
quiditätssicherung 19.500.000,00 
Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die 
Kreditaufnahmen gleichkommen 6.848.065,74 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 1.355.946,08 
Verbindlichkeiten aus Transferleistun-
gen 54.821,08 

Sonstige Verbindlichkeiten 425.845,49 

Erhaltene Anzahlungen 830.854,06 

Passive Rechnungsabgrenzungsposten 6.279.536,29 

Summe Passiva 238.820.683,67 
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Bekanntmachungsanordnung: 
 
Der Jahresabschluss wird hiermit gem. § 96 Absatz 2 Ge-
meindeordnung  für das Land Nordrhein-Westfalen (Be-
kanntmachung vom 14.07.1994; GV NW S. 666) in der 
zurzeit gültigen Fassung öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung des Be-
schlusses des Rates der Stadt Lage über den Jahresab-
schluss 2013 und die Entlastung des Bürgermeisters ist auf 
der Internetseite der Stadt Lage 
www.lage.de/Aktuelles/Bekanntmachungen einsehbar. 
 
Lage, den 09.02.2015 
 
Stadt Lage  
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
80 4. Berichtigung des Flächennutzungsplanes 
 
zum Bebauungsplan Nr. 61 26 01.53 „Quartier Lage-
sche Straße Süd“ 
 
Der Flächennutzungsplan der Alten Hansestadt Lemgo 
wird gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) im 
Wege der Berichtigung an die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes Nr. 61 26 01.53 „Quartier Lagesche Straße 
Süd“ angepasst.  
  
Begründung für die 4. Berichtigung des Flächennutzungs-
planes (FNP) 
  
Der Bebauungsplan Nr. 26 01.53 „Quartier Lagesche Stra-
ße Süd“, auf den sich diese Berichtigung bezieht, wurde im 
beschleunigten Verfahren gem. § 13a des Baugesetzbu-
ches (BauGB) aufgestellt mit dem Ziel, die vorhandene Be-
standssituation zu sichern und die Ziele des Einzelhan-
delskonzeptes Lemgo umzusetzen.  
 
Der Bebauungsplan ist gemäß § 10 Abs. 1 des BauGB und 
§ 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NW S.666) in der zurzeit gültigen Fassung 
vom Rat der Alten Hansestadt Lemgo am 20.10.2014 als 
Satzung beschlossen worden. 
 
Gemäß § 10 (3) des BauGB wurde der Satzungsbeschluss 
am 26.01.2015  im Kreisblatt - Amtsblatt des Kreises Lippe 
und seiner Städte und Gemeinden - öffentlich bekannt ge-
macht. Mit der Bekanntmachung ist der Bebauungsplan  
61 26 01.53  "Quartier Lagesche Straße Süd" in Kraft ge-
treten. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 26 01.53 „Quartier Lagesche Stra-
ße Süd“ als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß  
§ 13 a BauGB weicht im Bereich des östlichen Plangebie-
tes von dem rechtsgültigen Flächennutzungsplan ab. Die 
geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindege-
bietes wird hierdurch nicht beeinträchtigt. Folglich wird der 
Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung gem. § 
13a Abs. 2 Ziff. 2 BauGB angepasst. Die gewerbliche Bau-
fläche wird zu gemischter Baufläche berichtigt. ( § 13a Abs. 
2 Ziff. 2 BauGB).  
 
Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 26 01.53 „Quar-
tier Lagesche Straße Süd“ werden die entgegenstehenden 
Darstellungen des FNP in diesem Bereich von der Berichti-
gung überlagert und ersetzt. 
 
Die 4. Berichtigung des FNP ist identisch mit dem Gel-
tungsbereich des einfachen Bebauungsplanes Nr. 26 01.53 
„Quartier Lagesche Straße Süd“. Sie umfasst die Flurstü-
cke 574, 536, 537, 698, 699, 519, 520, 5, 560, 561, 562, 
563, 351, 354, 700, 703 und eine Teilfläche 704, Flur 25, 
Gemarkung Lemgo. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die 4. Berichtigung des Flächennutzungsplanes wird hier-
mit ortsüblich bekanntgemacht. 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 4. Berichti-
gung des Flächennutzungsplanes der Stadt Lemgo wirk-
sam. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes ist aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. 
 
Die 4. Berichtigung des Flächennutzungsplanes wird bei 
der Alten Hansestadt Lemgo, Abteilung Stadtplanung, 
Heustr. 36 - 38, Lemgo, während der allgemeinen Dienst-
stunden auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. 
Über den Inhalt der 4. Berichtigung des Flächennutzungs-
planes wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Die Berichtigung stellt einen redaktionellen Vorgang dar, 
auf den die Vorschriften über die Aufstellung von Bauleit-
plänen keine Anwendung finden. Sie erfolgt ohne Öffent-
lichkeits- und Behördenbeteiligung, beinhaltet keinen Um-
weltbericht und bedarf nicht der Genehmigung.  
 
Hinweise: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 Abs. 1 
BauGB  
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtli-
che Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit Bekanntmachung dieser 5. Berichtigung des Flä-
chennutzungsplanes schriftlich gegenüber der Stadt Lemgo 
unter Darlegung des die Verletzung oder den Mangel be-
gründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a 
BauGB beachtlich sind. 
 
Lemgo, den 29.01.2015 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
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81 Hier: Hinweis auf die Veröffentlichung der Auf-

lösung des Zweckverbandes Weserrenais-
sance-Museum Schloss Brake 

 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Weser-
renaissance-Museum Schloss Brake hat in ihren Sitzungen 
am 17. Dezember 2010 und 30. November 2011 die Auflö-
sung des Zweckverbandes zum 31. Dezember 2011 be-
schlossen. 
Mit Verfügung vom 21. Dezember 2011, AZ.: 31.13 02 (63), 
hat die Bezirksregierung Detmold die Auflösung des 
Zweckverbandes Weserrenaissance-Museum Schloss 
Brake gem. § 20 Abs. 2 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung vom 1. Oktober 
1979 (GV. NRW. S. 621), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 298, ber. S. 326), geneh-
migt. Die Bezirksregierung Detmold hat die Auflösung und 
ihre Genehmigung am 26. November 2012 im Amtsblatt für 
den Regierungsbezirk Detmold veröffentlicht. Nach § 20 
Abs. 4 i.V. mit § 11 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über 
Kommunale Gemeinschaftsarbeit wird hiermit auf die Ver-
öffentlichung der Bezirksregierung hingewiesen. 
 
Lemgo, 15.01.2015 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
 
 
Dr. Austermann 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
82 Feststellung des Jahresabschlusses 2013 und 

des Lageberichtes sowie Entlastung des Bür-
germeisters 

 
Der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg hat in seiner Sit-
zung am 05.02.2015 gem. § 96 Absatz 1 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 
14.07.1994 (GV.NRW S.666) in der zurzeit geltenden Fas-
sung den vom Rechnungsprüfungsausschuss unter Zuhil-
fenahme der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia 
mbH geprüften Jahresabschluss sowie den Lagebericht 
festgestellt und dem Bürgermeister uneingeschränkte Ent-
lastung erteilt. 
 
Bilanz zum 31.12.2013  
AKTIVA  
1. Anlagevermögen  
1.1 Immaterielle Vermögensgegen-
stände 

29.779,09 € 

1.2 Sachanlagen  
1.2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte 
1.2.1.1 Grünflächen 7.817.581,56 

€ 
1.2.1.2 Ackerland 261.911,00 € 
1.2.1.3 Wald, Forsten 286.924,00 € 
1.2.1.4 sonstige unbebaute Grundstü-
cke 

92.052,00 € 

1.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte 
1.2.2.1 Kinder- und Jugendeinrich-
tungen 

2.549.712,34 € 

1.2.2.2 Schulen 6.576.773,14 € 
1.2.2.3 Wohnbauten 388.703,50 € 
1.2.2.4 sonstigen Dienst-, Geschäfts- 
und Betriebsgebäuden 

 
7.612.660,35 € 

1.2.3 Infrastrukturvermögen  
1.2.3.1 Grund und Boden Infrastruk-
turvermögen 

 
2.559.856,00 € 

1.2.3.2 Brücken und Tunnel 734.578,89 € 
1.2.3.3 Gleisanlagen mit Strecken-
ausrüstung und Sicherheitsanlagen 

 
0,00 € 

1.2.3.4 Entwässerungs- und Abwas-
serbeseitigungsanlagen 

 
8.579.142,61 € 

1.2.3.5 Straßennetz mit Wegen, Plät-
zen und Verkehrslenkungsanlagen 

 
18.393.234,61 € 

1.2.3.6 sonstige Bauten Infrastruktur-
vermögen 

 
2.147.741,39 € 

1.2.4 Bauten auf fremdem Grund und 
Boden 

 
6.698,40 € 

1.2.5 Kunstgegenstände, Kultur-
denkmäler 

90,00 € 

1.2.6 Maschinen und technische An-
lagen, Fahrzeuge 

 
1.560.708,09 € 

1.2.7 Betriebs- und Geschäftsaus-
stattung 

332.311,11 € 

1.2.8 Geleistete Anzahlungen, Anla-
gen im Bau 

 
88.492,38 € 

1.3 Finanzanlagen  
1.3.1 Anteile an verbundenen Unter-
nehmen 

829.125,18 € 

1.3.2 Beteiligungen 79.086,21 € 
1.3.3 Sondervermögen 0,00 € 
 
 

22.901,81 € 

 
1.3.4 Wertpapiere des Anlagevermö-
gens 
1.3.5 Ausleihungen  
1.3.5.1 an verbundene Unternehmen 0,00 € 
1.3.5.2 an Beteiligungen 0,00 € 
1.3.5.3 an Sondervermögen 0,00 € 
1.3.5.4 sonstige Ausleihungen 72.577,08 € 
2. Umlaufvermögen  
2.1 Vorräte  
2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, 
Waren 

505.626,00 € 

2.1.2 Geleistete Anzahlungen 0,00 € 
2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

2.2.1 Öffentlich-rechtliche Forderun-
gen und Forderungen aus Transfer-
leistungen 

 
691.972,94 € 

2.2.2 Privatrechtliche Forderungen 115.537,18 € 
2.2.3 Sonstige Vermögensgegen-
stände 

3.082,66 € 

2.3 Wertpapiere des Umlaufvermö-
gens 

0,00 € 

2.4 Liquide Mittel 103.669,06 € 
3. Aktive Rechnungsabgrenzungs-
posten 

630.684,42 € 

Summe AKTIVA 63.073.213,00 € 
  
PASSIVA  
1. Eigenkapital  
1.1 Allgemeine Rücklage 14.317.667,70 € 
1.2 Sonderrücklagen 0,00 € 
1.3 Ausgleichsrücklage 0,00 € 
1.4 Jahresüberschuss / Jahresfehlbe-
trag 

- 1.596.627,51 € 

2. Sonderposten  
2.1 für Zuwendungen 13.264.773,14 € 
2.2 für Beiträge 8.243.639,52 € 
2.3 für den Gebührenausgleich 0,00 € 
2.4 sonstige Sonderposten 3.407.109,08 € 
3. Rückstellungen  
3.1 Pensionsrückstellungen 3.628.057,00 € 
3.2 Rückstellungen für Deponien u. 
Altlasten 

0,00 € 

3.3 Instandhaltungsrückstellungen 106.903,00 € 
3.4 Sonstige Rückstellungen 1.016.841,36 € 
4. Verbindlichkeiten  
4.1 Anleihen 0,00 € 
4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
4.2.1 von verbundenen Unternehmen 90.000,00 € 
4.2.2 von Beteiligungen 0,00 € 
4.2.3 von Sondervermögen 0,00 € 
4.2.4 vom öffentlichen Bereich 1.748.352,52 € 
4.2.5 von Kreditinstituten 3.189.131,09 € 
4.3 Verbindlichkeiten aus Krediten 
zur Liqui-ditätssicherung 

 
13.238.515,64 € 

4.4 Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die 
Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleich-
kommen 

 
0,00 € 

4.5 Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen 

 
242.968,04 € 

4.6 Verbindlichkeiten aus Transferleistun-
gen 

1.336,10 € 

4.7 Sonstige Verbindlichkeiten 234.345,81 € 
4.8 Erhaltene Anzahlungen  960.339,20 € 
5. Passive Rechnungsabgren-
zungsposten 

979.861,33 € 

Summe PASSIVA 63.073.213,00 € 
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Ergebnisrechnung 2013 

Ertrags- / Aufwandsarten in € 
+ Steuern und ähnliche Abgaben 6.640.857,12 
+ Zuwendungen und allgemeine Umla-
gen 

4.463.859,20 

+ Sonstige Transfererträge 22.114,46 
+ Öffentlich-rechtliche Leistungsentgel-
te 

3.129.272,64 

+ Privatrechtliche Leistungsentgelte 290.905,10 
+ Kostenerstattungen und Kostenum-
lagen 

336.839,58 

+ Sonstige ordentliche Erträge 451.434,04 
+ Aktivierte Eigenleistungen 60.814,79 
+/- Bestandsveränderungen 0,00 
= Ordentliche Erträge 15.396.096,93 
- Personalaufwendungen 3.614.073,92 
- Versorgungsaufwendungen 125.787,74 
- Aufwendungen für Sach- u. Dienst-
leistungen 

1.923.501,76 

- Bilanzielle Abschreibungen 1.966.930,32 
- Transferaufwendungen 7.483.461,26 
- Sonstige ordentliche Aufwendungen 1.345.951,54 
= Ordentliche Aufwendungen 16.459.706,54 
= Ergebnis der lfd. Verwaltungstätigkeit -1.063.609,61 
+ Finanzerträge 19.242,35 
- Zinsen und ähnliche Aufwendungen 552.260,25 
= Finanzergebnis -533.017,90 
= Ordentliches Ergebnis -1.596.627,51 
+ Außerordentliche Erträge 0,00 
- Außerordentliche Aufwendungen 0,00 
= Außerordentliches Ergebnis 0,00 
= Jahresergebnis -1.596.627,51 
  
 

Finanzrechnung 2013 
Ein- / Auszahlungsarten in € 

+ Steuern und ähnliche Abgaben 6.614.430,69 
+ Zuwendungen und allgemeine Umla-
gen 

3.683.553,61 

+ Sonstige Transfereinzahlungen 693,14 
+ Öffentlich-rechtliche Leistungsentgel-
te 

3.200.026,65 

+ Privatrechtliche Leistungsentgelte 291.668,53 
+ Kostenerstattungen, Kostenumlagen 342.208,22 
+ Sonstige Einzahlungen 414.990,51 
+ Zinsen und ähnliche Einzahlungen 16.026,44 
= Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstä-
tigkeit 

14.563.597,69 

- Personalauszahlungen 3.512.708,69 
- Versorgungsauszahlungen 192.582,93 
- Auszahlungen für Sach- u. Dienstleis-
tungen 

1.942.789,51 

- Zinsen und sonstige Auszahlungen 549.129,68 
- Transferauszahlungen 7.142.194,64 
- Sonstige Auszahlungen 1.705.334,84 
= Auszahlungen aus lfd. Verwaltungs-
tätigkeit 

15.044.740,29 

= Saldo aus laufender Verwaltungstä-
tigkeit 

-481.142,60 

+ Zuwendungen für Investitionsmaß-
nahmen 

755.650,01 

+ Einzahlungen aus der Veräußerung 
von Sachanlagen 

 
19.044,43 

+ Einzahlungen aus der Veräußerung 
von  
Finanzanlagen 

 
0,00 

 
 

22.161,59 

 
+ Einzahlungen aus Beiträgen Entgel-
ten 
+ sonstige Investitionseinzahlungen 0,00 
= Einzahlungen aus Investitionstätig-
keit 

796.856,03 

- Auszahlungen für den Erwerb von 
Grundstücken und Gebäuden 

 
40.089,61 

- Auszahlungen für Baumaßnahmen 472.349,35 
- Auszahlungen für den Erwerb von  
beweglichem Anlagevermögen 

 
322.063,58 

- Auszahlungen für den Erwerb von  
Finanzanlagen 

 
0,00 

- Auszahlungen von aktivierbaren  
Zuwendungen 

 
213.652,29 

- Sonstige Investitionsauszahlungen 11.076,63 
= Auszahlungen aus Investitionstätig-
keit 

1.059.231,46 

= Saldo aus Investitionstätigkeit -262.375,43 
= Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag -743.518,03 
+ Aufnahme und Rückflüsse von Dar-
lehen 

715,82 

+ Aufnahme von Krediten zur Liquidi-
tätssicherung 

 
4.000.000,00 

- Tilgung von Krediten für Investitionen 527.592,77 
- Tilgung von Krediten zur Liquiditätssi-
cherung 

3.000.000,00 

= Saldo aus Finanzierungstätigkeit 473.123,05 
= Änderung des Bestandes an eigenen 
Finanzmitteln 

 
-270.394,98 

+ Anfangsbestand an Finanzmitteln 136.868,20 
+ Einzahlungen an fremden Finanzmit-
teln 

50.878,80 

- Auszahlungen an fremden Finanzmit-
teln 

49.198,60 

= Liquide Mittel -134.846,58 
  
 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Schieder-
Schwalenberg über den Jahresabschluss 2013 und den 
Lagebericht sowie die Entlastung des Bürgermeisters wird 
hiermit gem. § 96 Absatz 2 GO NRW bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2013 liegt zusammen mit dem Lage-
bericht bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlus-
ses zur Einsichtnahme im Bürger- und Rathaus Schieder, 
Domäne 3, 32816 Schieder-Schwalenberg, Obergeschoss, 
Zimmer 24 während der allgemeinen Öffnungszeiten (mon-
tags bis freitags von 8 bis 12 Uhr und donnerstags von 14 
bis 17 Uhr) öffentlich aus und ist auch auf der Internetseite 
der Stadt Schieder-Schwa-lenberg www.schieder-
schwalenberg.de verfügbar. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 6. Februar 2015 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
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83 Bekanntmachung des Gesamtabschlusses der 

Stadt Schieder-Schwalenberg zum 31.12.2012 
 
I. Gesamtabschluss 2012 der Stadt Schieder-Schwa-
lenberg und die Entlastung des Bürgermeisters 
Der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg hat in seiner Sit-
zung am 05.02.2015 gem. § 116 Abs. 1 Satz 3 und 4 i.V.m. 
§ 96 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV.NRW S.666) in 
der zurzeit geltenden Fassung den vom Rechnungsprü-
fungsausschuss geprüften Gesamtabschluss sowie den 
Gesamtlagebericht zum 31.12.2012 festgestellt und dem 
Bürgermeister Entlastung erteilt. Die Gesamtbilanz zum 
31.12.2012 sowie die Gesamtergebnisrechnung 2012 sind 
nachstehend abgedruckt: 
 
Gesamtbilanz zum 31.12.2012  
AKTIVA  
A. Anlagevermögen  
I. Immaterielle Vermögensgegen-
stände 

35.365,00 € 

II. Sachanlagen  
1. Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte 
a) Grünflächen 7.879.472,00 € 
b) Ackerland 261.911,00 € 
c) Wald, Forsten 286.924,00 € 
d) sonstige unbebaute Grundstücke 101.566,00 € 
2. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
mit 
a) Kinder- und Jugendeinrichtungen 1.370.096,00 € 
b) Schulen 6.728.061,00 € 
c) Wohnbauten 825.810,00 € 
d) sonstigen Dienst-, Geschäfts- und 
Betriebsgebäuden 

 
8.106.521,00 € 

3. Infrastrukturvermögen  
a) Grund und Boden Infrastruktur-
vermögen 

2.559.856,00 € 

b) Brücken und Tunnel 757.339,00 € 
c) Gleisanlagen mit Streckenausrüs-
tung und Sicherheitsanlagen 

 
0,00 € 

d) Entwässerungs- und Abwasserbe-
seitigungsanlagen 

 
12.365.241,61 € 

e) Straßennetz mit Wegen, Plätzen 
und Verkehrslenkungsanlagen 

 
19.004.057,73 € 

f) sonstige Bauten Infrastrukturver-
mögen 

2.224.916,00 € 

4. Bauten auf fremdem Grund und 
Boden 

8.373,00 € 

5. Kunstgegenstände, Kulturdenkmä-
ler 

90,00 € 

6. Maschinen und technische Anla-
gen, Fahrzeuge 

 
1.593.829,00 € 

7. Betriebs- und Geschäftsausstat-
tung 

286.162,00 € 

8. Geleistete Anzahlungen, Anlagen 
im Bau 

515.798,00 € 

III. Finanzanlagen  
1. Anteile an verbundenen Unter-
nehmen 

16.415,00 € 

2. Beteiligungen 79.086,21 € 
3. Wertpapiere des Anlagevermö-
gens 

22.901,81 € 

 
 
 
 
 

74.008,72 € 

 
4. Ausleihungen 
B. Umlaufvermögen  
I. Vorräte  
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, 
Waren 

519.921,00 € 

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
1. Forderungen 765.367,53 € 
2. Sonstige Vermögensgegenstände 106.406,06 € 
III. Liquide Mittel 379.312,57 € 
C. Aktive Rechnungsabgrenzungs-
posten 

662.586,09 € 

Summe AKTIVA 67.537.393,33 € 
  
PASSIVA  
A. Eigenkapital  
I. Allgemeine Rücklage 16.534.194,65 € 
II. Ausgleichsrücklage 0,00 € 
III. Ergebnisvorträge 222.679,29 € 
IV. Jahresüberschuss / Jahresfehlbe-
trag 

- 2.487.761,83 € 

B. Sonderposten  
I. für Zuwendungen 12.822.489,61 € 
II. für Beiträge 8.526.603,46 € 
III. für den Gebührenausgleich 0,00 € 
IV. sonstige Sonderposten 3.536.517,45 € 
C. Rückstellungen  
I. Pensionsrückstellungen 3.548.295,00 € 
II. Instandhaltungsrückstellungen 106.903,00 € 
III. Steuerrückstellungen 4.431,90 € 
IV. Sonstige Rückstellungen 1.057.925,24 € 
D. Verbindlichkeiten  
I. Verbindlichkeiten aus Krediten für 
Investitionen 

 
8.535.271,26 € 

II. Verbindlichkeiten aus Krediten zur 
Liquiditätssicherung 

 
12.005.362,12 € 

III. Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen 

 
249.163,94 € 

IV. Sonstige Verbindlichkeiten 1.923.394,64 € 
E. Passive Rechnungsabgrenzungs-
posten 

951.923,60 € 

Summe PASSIVA 67.537.393,33 € 
 

Gesamtergebnisrechnung 2012 
Ertrags- / Aufwandsarten in € 

+ Steuern und ähnliche Abgaben 6.109.303,87 
+ Zuwendungen und allgemeine Umla-
gen 

4.209.155,29 

+ Sonstige Transfererträge 23.840,46 
+ Öffentlich-rechtliche Leistungsentgel-
te 

3.137.002,86 

+ Privatrechtliche Leistungsentgelte 244.413,52 
+ Kostenerstattungen und Kostenum-
lagen 

319.679,94 

+ Sonstige ordentliche Erträge 583.127,42 
+ Aktivierte Eigenleistungen 54.150,34 
+/- Bestandsveränderungen 0,00 
= Ordentliche Gesamterträge 14.680.673,70 
- Personalaufwendungen 3.583.611,30 
- Versorgungsaufwendungen 178.618,88 
- Aufwendungen für Sach- u. Dienst-
leistungen 

2.261.245,99 

- Bilanzielle Abschreibungen 2.229.830,00 
- Transferaufwendungen 7.244.259,39 
- Sonstige ordentliche Aufwendungen 940.682,10 
= Ordentliche Gesamtaufwendungen 16.438.247,66 
= Ordentliches Gesamtergebnis -1.757.573,96 
 
 

7.800,30 
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+ Finanzerträge 
- Zinsen und sonstige Finanzaufwen-
dungen 

737.988,17 

= Gesamtfinanzergebnis -730.187,87 
+ Außerordentliche Erträge 0,00 
- Außerordentliche Aufwendungen 0,00 
= Außerordentliches Gesamtergebnis 0,00 
= Gesamtjahresergebnis -2.487.761,83 
 
II. Bekanntmachung des Gesamtabschlusses 2012 
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2012 der Stadt Schieder-
Schwalenberg wird hiermit gem. § 116 Abs. 1 Satz 3 und 4 
i.V.m. § 96 Abs. 2 Satz 2 GO NRW öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
III. Erfüllung der Anzeigepflicht 
Der Gesamtabschluss 2012 der Stadt Schieder-Schwa-
lenberg ist gem. § 116 Abs. 1 Satz 4 i.v.m. § 96 Abs. 2 
Satz 1 GO NRW dem Landrat des Kreises Lippe als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 
06.02.2015 angezeigt worden. 
 
IV. Möglichkeit der Einsichtnahme 
Der Gesamtabschluss 2012 der Stadt Schieder-
Schwalenberg liegt gem. § 116 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. § 96 
Abs. 2 Satz 2 GO NRW ab sofort bis zur Feststellung des 
folgenden Gesamtabschlusses zur Einsichtnahme im Bür-
ger- und Rathaus Schieder, Domäne 3, 32816 Schieder-
Schwalenberg, Obergeschoss, Zimmer 24 während der all-
gemeinen Öffnungszeiten (montags bis freitags von 8 bis 
12 Uhr und donnerstags von 14 bis 17 Uhr) öffentlich aus. 
Dem Gesamtabschluss beigefügt ist der Beteiligungsbe-
richt der Stadt Schieder-Schwalenberg zum 31.12.2012. 
Der Beteiligungsbericht liegt ebenfalls zu den vorgenann-
ten Zeiten im Bürger- und Rathaus Schieder, Oberge-
schoss, Zimmer 22 zur Einsichtnahme gem. § 117 Abs. 2 
GO NRW aus. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 6. Februar 2015 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
84 10. - vereinfachte - Änderung des Bebauungs-

plans 04/01 "Auf dem Rott" der Stadt Schieder-
Schwalenberg, Ortsteil Lothe gem. § 13 BauGB 

 
Entwurfsbeschluss und Beschluss über die Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg hat in seiner Sit-
zung am 05.02.2015 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Bebauungsplan 04/01 „Auf dem Rott“ soll geändert 
werden (§ 13 BauGB - vereinfachtes Verfahren).  
 
Gegenstand der geplanten Änderung ist die Zulassung von 
einer zweigeschossigen Bauweise mit einer Beschränkung 
des zweiten Vollgeschosses auf das Dachgeschoss. 
 
Der räumliche Änderungsbereich ist in der beigefügten 
Übersichtskarte (ohne Maßstab und ohne Planaussagen) 
verbindlich dargestellt. 
 
Der Entwurf der 10. Änderung des Bebauungsplans 04/01 
„Auf dem Rott“ – textliche Festsetzungen - und Begrün-
dung soll öffentlich ausgelegt werden. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, den Entwurf der 10. Ände-
rung des Bebauungsplans 04/01 „Auf dem Rott“ gemäß § 
13 Absatz 2 Ziffer 2 BauGB öffentlich auszulegen sowie die 
Behördenbeteiligung gemäß § 13 Absatz 2 Ziffer 3 BauGB 
durchzuführen. 
 
Auf die frühzeitige Beteiligung nach § 3 Absatz 1 bzw. § 4 
Absatz 1 BauGB wird gemäß § 13 Absatz 2 Ziffer 1 BauGB 
verzichtet. 
 
Geltungsbereich 
 
Der räumliche Geltungsbereich der Änderung ist im beige-
fügten Übersichtsplan umrandet dargestellt. Die Abgren-
zung des Geltungsbereiches der Änderung verbindlich. 
 
 
Gemäß § 3 Absatz 2 des Baugesetzbuches wird der Sat-
zungsentwurf nebst Begründung in der Zeit vom 
 

05. März bis einschließlich 05. April 2015 
 
öffentlich ausgelegt. 
 
Während der Auslegungszeit können Stellungnahmen ab-
geben werden bei dem 
 
Bürgermeister der Stadt Schieder-Schwalenberg 
Fachbereich 2 – Stadtentwicklung 
Im Kurpark 2 (Palais), Zimmer 19 / 20 
32816 Schieder-Schwalenberg 
  
Hier liegen auch die Planentwürfe mit Begründung wäh-
rend folgender Zeiten aus: 
 
montags bis freitags 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
montags bis mittwochs zusätzlich 14.00 Uhr bis 15.30 Uhr 
donnerstags zusätzlich 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
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Außerhalb dieser Zeiten kann nach Vereinbarung ebenfalls 
eine Einsicht erfolgen.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über die Bebauungsplanänderung 
unberücksichtigt bleiben (§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB). 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Der Beschluss über den Entwurf der Änderung des Flä-
chennutzungsplans und des Bebauungsplans und die 
Durchführung der Beteiligung der Öffentlichkeit wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 12.02.2015 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
 

Darstellung des räumlichen Geltungsbereiches 
der 10. Änderung des Bebauungsplans 04/01  

„Auf dem Rott“ der Stadt Schieder-Schwalenberg,  
Ortsteil Lothe 

 
(Karten ohne Maßstab und ohne Planaussagen) 
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Jobcenter Lippe 
 
85 Öffentliche Zustellung eines Ablehnungsbe-

scheides vom 10.02.2015 für die Zeit ab dem 
01.02.2015 an Frau Helena Franz  

 
An Frau Helena Franz ist am 10.02.2015 unter dem Akten-
zeichen 6.230.2.20.17.0303.7 ein Ablehnungsbescheid er-
lassen worden.  
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Frau Helena 
Franz unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  
 
Die Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Lemgo, Wirtschaftliche Hilfen, Steinweg 12, in 
32657 Lemgo, Zimmer 111 während der üblichen Dienst-
zeiten in Empfang nehmen. 
 
Lemgo, den 10.02.2015 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Anja Loos  

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
86 Öffentliche Zustellung einer Anhörung vom 

12.02.2015 zur endgültigen Festsetzung und 
Erstattung von Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhaltes gem. § 40 Abs. 2 Nr. 1 des 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) in 
Verbindung mit § 328 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des 
Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) für die 
Zeit vom 01.11.2014 bis 31.01.2015 an Frau He-
lena Franz   

 
An Frau Helena Franz ist am 12.02.2015 unter dem Akten-
zeichen 6.230.2.20.17.0303.7 eine Anhörung erlassen 
worden.  
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Frau Helena 
Franz unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  
 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Lemgo, Wirtschaftliche Hilfen, Steinweg 12, in 
32657 Lemgo, Zimmer 111 während der üblichen Dienst-
zeiten in Empfang nehmen. 
 
Lemgo, den 12.02.2015 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Anja Loos  

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



164 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 

Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
87 Aufgebot zweier Sparurkunden 
 
Die Sparurkunden Nr.3511327318 und 3515156523  aus-
gestellt von der Sparkasse Paderborn-Detmold als Rechts-
nachfolger der Sparkasse Paderborn sind abhanden ge-
kommen.  
Der Inhaber der Sparurkunden wird aufgefordert, seine 
Rechte binnen 3 Monaten unter Vorlage der Sparurkunden 
anzumelden. 
Werden die  Sparurkunden nicht vorgelegt, werden sie für 
kraftlos erklärt. 
 
Paderborn, 13.02.2015 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2015 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,72 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


